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Neue Wege der Arbeitsmarktpolitik: Implementation und 
Wirksamkeit des Sonderprogramms 

Ausgewählte Ergebnisse der Begleitforschung 

Alfons Schmid, Silvia Krömmelbein, Wolfgang Klems, Gerald Gaß, Frankfurt* 

Mit dem 250-Mio-Sonderprogramm für schwervermittelbare Langzeitarbeitslose und weitere schwerstvermittelbare 
Arbeitslose hat die Bundesregierung auf die Verhärtung in der Struktur der Langzeitarbeitslosigkeit reagiert. Durch 
Projektförderung, Sozialbetreuung, Maßnahmekombinationen und Akteurskooperationen sollen die Wiedereinglie-
derungschancen dieser Personengruppen in das Arbeitsleben verbessert werden. 
Mit der Projektförderung des Sonderprogramms erfolgt eine sinnvolle und notwendige Erweiterung der bisher dominieren-
den Individualorientierung der Arbeitsmarktpolitik. Sie bildet eine solide Basis für die Etablierung neuer und die 
Umstellung bisheriger Maßnahmen. Die Projektförderung sollte aber auch die anfallenden Verwaltungskosten umfassen 
und eine adäquate Teilnehmerfinanzierung gewährleisten. 
Bei den Maßnahmearten ist eine Abkehr von reinen Qualifizierungs- oder Beschäftigungsmaßnahmen im Sonderprogramm 
zu beobachten. Es werden insbesondere Maßnahmen durchgeführt, in denen Arbeit und Lernen miteinander kombiniert 
und mit Sozialbetreuung verknüpft sind. Damit kann eine stufenweise berufliche und persönliche Stabilisierung sowie eine 
darauf aufbauende Ausweitung von Fähigkeiten, Fertigkeiten und Handlungskompetenzen ermöglicht werden. Mit den 
Fördermöglichkeiten des Sonderprogramms können Förderketten etabliert werden, die eine „ganzheitliche“ Orientierung 
von Maßnahmen beinhalten. 
Neben der instrumentellen bildet die Erweiterung der institutionellen Kooperation der arbeitsmarktpolitischen Akteure 
einen Schwerpunkt. Die Bedeutung der institutionellen Komponente ist grundsätzlich positiv zu bewerten. Allerdings 
bestehen noch Schwachstellen bei der Kooperation, die sich auch auf die Implementation des Sonderprogramms auswirken: 
Unzureichende Informations- und Beratungsleistungen, die nicht zufriedenstellende Einbeziehung privater Betriebe in die 
Projektarbeit vor Ort sowie eine geringe horizontale Vernetzung der Maßnahmen. 
Nach dem bisherigen Kenntnisstand konnte die Zielsetzung des Sonderprogramms, die Wiedereingliederung von schwer-
und schwerstvermittelbaren Arbeitslosen in das Arbeitsleben in beachtlichem Ausmaß erreicht werden. Allerdings ist damit 
eine gewisse Selektion unter den Teilnehmern verbunden. So sind vor allem Frauen, Ältere und gesundheitlich einge-
schränkte Personen sowie schwerstvermittelbare Arbeitslose im Sonderprogramm unterrepräsentiert. Als positive Einfluß-
faktoren auf die Vermittlungsquote erwiesen sich v.a. die Sozialbetreuung, konfliktfreie interne und externe Kooperati-
onsbeziehungen und die konzeptionelle Abstimmung von Qualifizierung und Beschäftigung. 
Arbeitsmarktpolitisch ist das Sonderprogramm mit seinen innovativen Elementen grundsätzlich positiv zu bewerten. In der 
konkreten Umsetzung sind aber noch Verbesserungen möglich und notwendig. Die Verfasser halten eine Übernahme der 
wesentlichen Elemente des Sonderprogramms in das AFG für sinnvoll und notwendig, um die Arbeitsmarktchancen 
besonders benachteiligter Personen zu verbessern. 

Gliederung 
1 Projektförderung 

2 Maßnahmearten 
 

2.1 Beschäftigung und Qualifizierung 
2.2 Sozialbetreuung 

 

3 Teilnehmer-  und Zielgruppenstruktur des Sonderpro-
gramms 

4 Akteure und Kooperation 
 

4.1 Trägerstruktur 
4.2 Information und Beratung 
4.3 Zusammenarbeit unter den Trägern und mit sozialen 

Diensten 
4.4 Zusammenarbeit mit privaten Betrieben 

 
* Dr. Alfons Schmid ist Professor für Polytechnik/ArbeitsJehre, Schwer-

punkt Ökonomie, an der Universität Frankfurt. Dipl.-Soz. Silvia Kröm-
melbein, Dr. Wolfgang Klems (bis 31. 12. 1992) und Dipl.-Volkswirt 

 

5 Reintegrationserfolge 

6 Arbeitsmarktpolitische Folgerungen 
 

6.1 Projektförderung 
6.2 Maßnahmekombination, Sozialbetreuung und insti-

tutionelle Aspekte 
7 Schlußbemerkungen 

Anhang: Zur Methode der Begleitforschung 

Mit dem 250-Mio-Sonderprogramm (inzwischen aufge-
stockt auf 790 Mio.) für schwervermittelbare Langzeitar-
beitslose und schwerstvermittelbare Arbeitslose, das als 
Teil der „Aktion Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeits-
lose“ 1989 von der Bundesregierung gestartet wurde, soll 
die Wiedereingliederung dieser Problemgruppen in das 
Arbeitsleben verbessert werden. In Heft 3/1992 der 
MittAB wurden die Zielsetzungen dieses Programms vor-
gestellt, eine konzeptionelle Einordnung vor dem Hinter-
grund internationaler Entwicklungen und bisheriger natio-
naler arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen vorgenommen 
sowie die Problemgruppenentwicklung der Langzeitar- 
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beitslosigkeit und die Zielgruppenstruktur des Programms 
beschrieben. In diesem Heft werden ausgewählte Ergeb-
nisse der Begleitforschung vorgestellt, in deren Mittel-
punkt die Frage stand, inwieweit mittels der in dem Son-
derprogramm verfolgten „neuen Wege“ der Arbeitsmarkt-
politik – Projektförderung, Sozialbetreuung, Maßnahme-
kombinationen, Akteurskooperation – die Arbeitsmarkt-
chancen der Zielgruppen verbessert werden. Primär ver-
suchen wir in diesem Beitrag folgende forschungsleitenden 
Fragen zu beantworten: 
(1) Lassen sich durch die Projektförderung des Sonderpro-

gramms effiziente Maßnahmen für die Zielgruppe der 
Langzeitarbeitslosen konzipieren und durchführen und 
welche Effekte haben die verschiedenen Maßnahme-
kombinationen sowie die explizite Einbeziehung von 
Sozialbetreuung? 

(2) Bewirken   die   Förderbedingungen   des   Sonderpro-
gramms neue Formen der institutionellen Kooperation 
der arbeitsmarktpolitischen Akteure und welche Aus-
wirkungen haben die Kooperationsformen auf die Im-
plementation des Sonderprogramms? 

(3) Erhöhen sich durch die spezifischen instrumenteilen 
und die institutionellen Förderbedingungen des Son-
derprogramms die Wiedereingliederungschancen der 
schwervermittelbaren       Langzeitarbeitslosen       und 
schwerstvermittelbaren Arbeitslosen in den Arbeits-
markt? 

Die Analyse des Sonderprogramms erfolgte mit statistisch-
quantitativen und mit qualitativen Methoden (vgl. An-
hang). 

l Projektförderung 
Das Sonderprogramm setzt an einer Entwicklung des 
Arbeitsmarktes an, die durch spezifische Selektionspro-
zesse gekennzeichnet ist. Diese Selektion führt dazu, daß 
bestimmte Personen und Personengruppen erheblich grö-
ßere Probleme bei der Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt haben als andere. Die Gründe dafür sind 
vielfältig: Auf der Nachfrageseite werden konjunkturelle, 
sektorale und regionale Faktoren sowie Änderungen im 
Einstellungsverhalten der Betriebe genannt, auf der Ange-
botsseite werden personenspezifische Einschränkungen der 
Leistungsfähigkeit und des Leistungsverhaltens angeführt, 
die eine Beschränkung der Vermittlungsfähigkeit zur Folge 
haben und zur Herausbildung von spezifischen „Problem-
gruppen“ führen (vgl. z.B. Sexton 1989, 24 ff.; OECD 
1988, 24). Mit der Projektförderung des Sonderprogramms 
sollen Maßnahmen durchgeführt werden, die bisher nach 
dem AFG nicht implementiert werden konnten. Die Pro-
jekte zielen auf eine „ganzheitliche“ Förderung der Maß-
nahmeteilnehmer. Danach sollen die in der Person liegen-
den Vermittlungshemmnisse durch auf das jeweilige Indivi-
duum „zugeschnittene“ Maßnahmen möglichst beseitigt 
werden. Konkret umfaßt diese „ganzheitliche“ Orientie-
rung im Sonderprogramm die explizite Einbeziehung von 
Sozialbetreuungsmaßnahmen in die Arbeitsmarktpolitik 
und die Möglichkeit von Maßnahmekombinationen. In 
diesem Abschnitt wird dargestellt, welche Maßnahmekom-
binationen realisiert werden konnten, ob sie zielgruppen-
spezifisch sind und inwiefern damit geeignetere Maßnah-
men für Langzeitarbeitslose durchgeführt werden als mit 
dem bisherigen AFG-Instrumentarium. 
Die Projektförderung sieht eine Finanzierung der Perso-
nalkosten sowie der Investitions- und Betriebsmittel vor, 

womit auch neue Träger und neue Projekte angeregt wer-
den können. Bis zum 31. Dezember 1990 waren nach den 
uns von den Arbeitsämtern vorgelegten Unterlagen insge-
samt ca. 111 Millionen DM aus dem Sonderprogramm 
verausgabt. Von diesen 111 Millionen DM entfielen 49% 
der Zuschüsse auf die Personalkosten, über 22% auf die 
laufenden Betriebsmittel und 23% des Gesamtbetrages auf 
Ausstattungsinvestitionen. Der mit Abstand geringste 
Anteil der Zuwendungen aus dem 250-Mio-Sonderpro-
gramm entfiel auf den Bereich Bauinvestitionen mit ca. 7 
Mio. DM (6%). Der größte Anteil des Gesamtvolumens 
wird damit für die Personalkosten aufgewandt, was auf-
grund der Notwendigkeit begleitender sozialer Betreuung 
und qualifizierter Anleitung angemessen ist. Daneben 
beinhalten insbesondere die Investitionsförderungen eine 
Erweiterung der Planungs- und Handlungsmöglichkeiten in 
den Projekten, da diese Aufwendungen im Rahmen des 
AFG kaum finanzierbar sind. 
Die Projektförderung stellt insgesamt eine solide Grundfi-
nanzierung dar, die es erlaubt, neue Wege in der Arbeits-
marktpolitik zu beschreiten. Dies zeigt sich auch an dem 
großen Anteil (80%) neu konzipierter Projekte für die 
angesprochenen Zielgruppen. 
Die Analyse der Projektförderung offenbarte aber auch 
einige Begrenzungen, in denen die Fördergrundsätze modi-
fiziert werden sollten, um die Arbeit in den Projekten zu 
effektivieren. Dies sind zum einen flexiblere Fördervoraus-
setzungen. Je nach Problemstruktur der Teilnehmer, 
inhaltlicher Konzeption der Maßnahmen und finanzieller 
Ausstattung der Träger sollten der Personalschlüssel, die 
Fördersatzhöhe und die Förderdauer variierbar sein. Zum 
anderen ist eine Bereitstellung von Fördermitteln für die 
Verwaltungspersonalkosten der Träger erforderlich. Da 
solche Aufgaben bisher teilweise vom Anleitungs-, Lehr-
und Betreuungspersonal wahrgenommen werden, gehen 
personelle Ressourcen, die für die Arbeit mit den Teilneh-
mern vorgesehen sind, im Verwaltungsbereich unter. Der 
dritte Aspekt betrifft die fehlende Teilnehmerfinanzierung 
im Rahmen des Sonderprogramms. Hier wurde die Kombi-
nation der Projektförderung mit den verschiedenen Instru-
menten der Teilnehmerfinanzierung zum Teil als schwierig 
und aufwendig eingestuft. So sehen beispielsweise 42% 
aller Arbeitsämter das Erfordernis einer im Sonderpro-
gramm institutionalisierten finanziellen Förderung der 
Teilnehmer. Ein ähnlich großer Anteil an Arbeitsämtern 
und auch an Maßnahmeträgern sieht keine Probleme in der 
bestehenden Teilnehmerfinanzierung. Die unterschiedli-
chen Einschätzungen lassen sich teilweise auf ein Informa-
tionsdefizit hinsichtlich der Möglichkeiten alternativer 
Teilnehmerfinanzierung zurückführen (vgl. dazu 3 ). 

2 Maßnahmearten 
Mit dem Sonderprogramm ist eine Erweiterung bisheriger 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen um die explizite Ein-
beziehung der Sozialbetreuung und die Möglichkeit der 
Kombination verschiedener Maßnahmearten intendiert. 
Tab. l gibt einen Überblick, wie sich diese Möglichkeiten 
in den realisierten Maßnahmen niedergeschlagen haben. 

Tabelle l verdeutlicht, daß die Projektförderung zu einer 
Abkehr von reinen Qualifizierungs- oder Beschäftigungs-
maßnahmen führte. Im Mittelpunkt der geförderten Maß-
nahmen steht die Dreierkombination aus Beschäftigung, 
Qualifizierung und Sozialbetreuung. Es folgen Maßnahme-
kombinationen aus Qualifizierung plus Sozialbetreuung 
und Beschäftigung plus Sozialbetreuung sowie schließlich 
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die Kombination aus Qualifikation und Beschäftigung. 
Zwei zentrale Elemente der Maßnahmearten des Sonder-
programms lassen sich als Ergebnis der Projektförderung 
festhalten. Zum einen die verstärkte Kombination aus 
Beschäftigung und Qualifizierung, die in fast zwei Drittel 
aller Maßnahmen erfolgte, und zum anderen die Erweite-
rung von Maßnahmekonzeptionen um zusätzliche soziale 
Betreuungs- und Beratungsdienste. 
Angesichts der begrenzten Wirksamkeit von FuU- oder 
AB-Maßnahmen für Langzeitarbeitslose (vgl. Schmid u. a. 
1992, 324 ff.) auf der einen Seite und den sozialen und 
psychischen Problemen der Zielgruppen des Sonderpro-
gramms auf der anderen, stellen beide Elemente positive 
Ansätze dar, die einer schrittweisen beruflichen und per-
sönlichen Konsolidierung und Stabilisierung, sowie dem 
Ausbau von Kenntnissen und Fähigkeiten förderlich sind. 
Dies ist für den überwiegenden Teil der Zielgruppen des 
Sonderprogramms eine Voraussetzung und gewissermaßen 
die Vorstufe einer erfolgreichen Integration in den Arbeits-
markt. Auf beide Bereiche wird im folgenden näher einge-
gangen. 

2.1 Beschäftigung und Qualifizierung 
Die Kombination von Arbeiten und Lernen ist zwar kein 
Novum in der Arbeitsmarktpolitik, sie konnte in den Maß-
nahmen des Sonderprogramms jedoch ausgebaut werden. 
Zur Beurteilung der Angemessenheit dieser Maßnahme-
kombination für die Zielgruppe der Langzeitarbeitslosen 
und der Schwerstvermittelbaren können aus bisherigen 
Erfahrungen und Untersuchungsergebnissen folgende Kri-
terien angelegt werden (vgl. z.B. BiBB-Modellversuche 
1988,1990): Inwieweit knüpft die Beschäftigung ebenso wie 
die Qualifizierung an den Fähigkeiten und Begrenzungen 
der Teilnehmer an und erweitert diese sukzessiv? Sind die 
Tätigkeitsbereiche, in denen gearbeitet und für die qualifi-
ziert wird, an der Arbeitsmarktentwicklung orientiert, und 
welchen Leistungs- beziehungsweise Qualifikationsnach-
weis erhalten die Teilnehmer nach Abschluß einer Maß-
nahme? Dabei kommt dem Erwerb eines (neuen) berufli-
chen Abschlusses zwar keine zentrale Bedeutung zu, weil 

 
1 Für bestimmte Personen, insbesondere für Ältere, die gesundheitlich 

eingeschränkt sind, ist eine Beschäftigungsmaßnahme auf dem zweiten 
Arbeitsmarkt die einzig realistische Perspektive. Aber auch hier kann ein 
integrierter Qualifizierungsanteil zu einer Rückgewinnung von Hand-
lungskompetenz und einer Stärkung des Selbstbewußtseins führen. 
Gemessen am gesamten Zeitvolumen, das in den Maßnahmen für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur Verfügung steht, haben die 
Beschäftigungsanteile mit durchschnittlich 42% Zeitanteil an den einzel-
nen Maßnahmen den größten Stellenwert, gefolgt von Sozialbetreuung 
mit 36% und Qualifizierung mit 22%. 

nur ein Teil der Maßnahmeteilnehmer die Voraussetzun-
gen hierfür (Durchhaltevermögen, psychische Stabilität, 
Lernbereitschaft usw.) von Beginn an erfüllt, aber die mit 
der Beschäftigung einhergehende Qualifizierung sollte 
auch für bestimmte Berufsfertigkeiten unterhalb der Ebene 
des Berufsabschlusses eine Möglichkeit für ein arbeits-
marktrelevantes Zertifikat vorsehen. Hierbei sind jedoch 
immer die Kompetenzen der Maßnahmeteilnehmer zu 
berücksichtigen, denn für einen Teil der Betroffenen lassen 
sich die Reintegrationschancen durch eine Kombination 
aus Beschäftigung zur Wiedergewöhnung an einen Arbeits-
alltag und Vermittlung von Grundqualifikationen sowie 
Arbeitstugenden steigern, da sie dadurch auf lange Sicht 
wieder den Anforderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt 
gewachsen wären, ohne eine zusätzliche „Ausbildung“ 
erworben zu haben1. 
Diese Aspekte wurden bei der Analyse der Inhalte von 
Beschäftigung und Qualifizierung überprüft. Es stellte sich 
zunächst heraus, daß der Anteil der Beschäftigung in den 
Maßnahmen die Qualifizierungsanteile überwiegt2. Damit 
wird vorrangig das Ziel verfolgt, durch die geregelte 
Arbeitstätigkeit selbst eine Stabilisierung und Requalifizie-
rung in grundlegenden Berufsfertigkeiten zu ermöglichen. 
Dabei wird sowohl an den Fähigkeiten und Problemen der 
Teilnehmer angeknüpft, als auch die Orientierung erster 
Arbeitsmarkt beibehalten. Jeweils zwei Drittel der Maß-
nahmeträger gaben an, daß bei der Arbeit sowohl vermin-
derte Leistungsanforderungen als auch Leistungsanforde-
rungen wie im regulären Arbeitsleben an die Teilnehmer 
gestellt werden. Es besteht also eine Flexibilität, die auf die 
persönlichen und beruflichen Fähigkeiten der Teilnehmer 
abstellt. Die Reduzierung der Beschäftigungsanforderun-
gen in Maßnahmen mit Beschäftigungsanteilen ist im Rah-
men einer Eingewöhnungsphase und zur allmählichen Ver-
haltensanpassung sowie für spezifische Gruppen wie ältere 
Arbeitnehmer zieladäquat. 
Die Qualifikationsvermittlung orientiert sich am „Prinzip 
der kleinen Schritte“, um verlorengegangene berufliche 
Qualifikationen wieder sukzessive zu erlernen. Zusammen 
mit der Vermittlung sozialer Kontaktmöglichkeiten und 
persönlicher Anerkennung wird bei den Teilnehmern das 
Gefühl gestärkt, selbst wieder am Arbeitsleben aktiv betei-
ligt zu sein. Die am häufigsten genannten Zielsetzungen 
der Qualifizierung von schwervermittelbaren Langzeitar-
beitslosen und schwerstvermittelbaren Arbeitslosen bezie-
hen sich auf die Wiederherstellung der „Arbeitsmarktgän-
gigkeit“ durch Stabilisierung und Anhebung der Grund-
qualifikationen unterhalb der Ebene des Berufsabschlus-
ses, um den Übergang ins reguläre Arbeitsleben zu erleich-
tern. 
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FuU-Maßnahmen und insbesondere dem Erwerb eines 
anerkannten Berufsabschlusses kommt, wie erwartet, eine 
eher untergeordnete Bedeutung zu. Auf eine Berufsausbil-
dung für Teilnehmer ohne Berufsabschluß zielen nur 9% 
der Maßnahmen mit Qualifikationsanteilen, jeweils 11% 
der Maßnahmen streben eine Umschulung oder berufliche 
Fortbildung an. Die Möglichkeit, Zusatzqualifikationen 
mit Zertifikat – hier wurden am häufigsten Maschinenlehr-
gänge, EDV-Kenntnisse, Schweißkurse, Führerscheine 
und Büroqualifikationen genannt – zu erwerben, erhalten 
Maßnahmeteilnehmer in einem Drittel aller Maßnahmen 
mit Qualifikationsanteilen. Angesichts der Arbeitsmarkt-
erfordernisse und auch der Bedeutung, die die Teilnehmer 
selbst dem Erwerb eines Zeugnisses als Nachweis gegen-
über einem potentiellen Arbeitgeber beimessen, halten die 
Maßnahmen ein zu geringes Angebot an Qualifizierungen 
mit Zertifikat bereit. 
Im Vordergrund der Tätigkeitsbereiche, in denen gearbeitet 
und für die qualifiziert wird, stehen gewerbliche Arbeiten in 
den Bereichen Metall, Holz und Bau und sonstiges 
verarbeitendes Gewerbe. Diese Tätigkeitsbereiche werden 
von jeweils gut einem Viertel aller Maßnahmeträger 
benannt. Mit geringem Abstand folgen Gartenbau und 
Landschaftspflege sowie sonstige Dienstleistungen. Büro 
und Verwaltung rangieren an siebter Position vor den 
sozialen Diensten (vgl. Tabelle 3). 
Diese Tätigkeitsbereiche, in denen auch qualifiziert wird, 
entsprechen in ihrer Bedeutung jedoch nur teilweise den 
Tätigkeitsbereichen, in die eingegliedert wird. Die Anga-
ben über die Integration in das Arbeitsleben basieren auf 
der Trägerbefragung, in der zu einem bestimmten Stichtag 
nach den bereits erfolgten oder mit Sicherheit zu erwarten-
den Eingliederungen in Arbeit gefragt wurde. Sie haben 
also Schätzcharakter und sind daher mit Vorsicht aufzu-
nehmen. Da aber hier die Struktur der Eingliederungen 
von Interesse ist, halten wir die Angaben in der Tendenz 
für zutreffend. 
Die Eingliederungen der Maßnahmeteilnehmer differieren 
nach Tätigkeitsbereichen erheblich. Lediglich im 
metallverarbeitenden Gewerbe und in den Dienstleistungs-
berufen konnte eine gewisse Übereinstimmung erzielt wer-
den. Der Stellenwert, den Maßnahmeträger z.B. dem 
holzverarbeitenden Gewerbe oder dem Gartenbau und der 
Landschaftspflege beimessen, ist vor dem Hintergrund der 
Zielsetzung „Gewöhnung an eine geregelte Arbeitstätig-
keit“, nicht aber angesichts der erreichten Eingliederungen 
in diese Bereiche gerechtfertigt. Angesichts der erhebli-
chen Probleme der Maßnahmeteilnehmer kann sicherlich 
keine Eingliederung in „high-tech-Berufe“ in großem 
Umfang erfolgen. Allerdings gibt es genügend Nachfrage 
nach Arbeitskräften in strukturell günstigeren Arbeits-
marktsegmenten, z. B. im Bürobereich oder in den sozialen 
Berufen, die für eine Eingliederung in Frage kommen. 
Grundsätzlich sollte verstärkt in den Bereichen qualifiziert 
werden, in denen am Arbeitsmarkt auch eine Nachfrage 
vorhanden ist. 
Die Kombination aus Beschäftigung und Qualifizierung 
trägt, das zeigte sich auch in den Tiefeninterviews, dazu 
bei, daß die Teilnehmer persönlichen „Auftrieb“ erhalten 
und sich in bezug auf eine künftige Berufstätigkeit wieder 
mehr zutrauen. Die Einschätzung der beruflichen Zukunft 
ist eher hoffnungsvoll, wenngleich vielfach Ängste geäu-
ßert werden, im Anschluß an die Maßnahme „wieder auf 
der Straße zu sitzen“. Die Betroffenen schätzen durch eine 
Teilnahme ihre beruflichen Aussichten besser ein, sehen 

 

ihre Leistungsfähigkeit gesteigert und empfinden es als 
positiv, neue Fertigkeiten und Fähigkeiten zu erwerben. 
Dies wird insbesondere dann hervorgehoben, wenn mit der 
Maßnahmen auch ein Zeugnis über erreichte Qualifikatio-
nen verbunden ist. Neue Qualifikationen werden als „Plus-
punkt“ auf dem Arbeitsmarkt gesehen. Einige würden gern 
darüber hinaus einen beruflichen Abschluß nachholen; 
wozu sie sich jetzt motiviert und befähigt fühlen. Allerdings 
ist vielen Teilnehmern bei Maßnahmebeginn nicht bekannt 
gewesen, daß es sich bei der Qualifizierung häufig um eine 
Einarbeitung ohne konkretes Qualifizierungsziel handelt. 
Daß sie am Schluß der Maßnahme hierüber kein Zertifikat 
erhalten, war vielen Teilnehmern kaum bewußt. 

2.2 Sozialbetreuung 
Als gravierende Probleme der Teilnehmer in den Maßnah-
men des Sonderprogramms haben sich finanzielle Schwie-
rigkeiten (Verschuldung) sowie erkennbare persönliche 
und soziale Persönlichkeitsveränderungen herausgestellt, 
die sich nicht nur auf die unmittelbar Betroffenen, sondern 
auch auf das soziale und familiäre Umfeld ausgewirkt 
haben. Als häufigste Erscheinungsform registrieren die 
sozialpädagogischen Betreuer eine resignative Haltung 
bezüglich beruflicher und sozialer Perspektiven, die von 
Zweifeln an der eigenen Qualifikation, Entscheidungs-
schwäche, gemindertem Selbstwert- und Selbstverantwor-
tungsgefühl sowie Passivität begleitet ist. Folge und Aus-
druck dieser Probleme sind insbesondere Alkoholismus, 
Familien- und Partnerschaftskrisen, Krankheitsanfällig-
keit, Drogenprobleme. 
Die Teilnehmer können in fast allen Maßnahmen mit 
Sozialbetreuungsanteilen eine allgemeine Beratung zur 
Lebens- und Berufsplanung in Anspruch nehmen. Diese 
steht in 97% der Fälle zur Verfügung und wird sowohl 
individuell als auch in Gruppen angeboten (vgl. Tabelle 4). 
Die weiteren Zielsetzungen der Sozialbetreuung lassen sich 
zwei Bereichen zuordnen: Soziale Betreuungsangebote, 
die auf spezifische persönliche und soziale Defizite der 
Maßnahmeteilnehmer zielen, und berufliche Beratungsan-
gebote. 
An erster Stelle der persönlichen und sozialen Betreuung 
rangiert die Persönlichkeitsstabilisierung der Teilnehme- 
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rinnen und Teilnehmer. Dieses Ziel verfolgen 90% aller 
Maßnahmen mit Sozialbetreuung. In knapp drei Viertel 
der Fälle kann zusätzlich auf das Angebot einer psychi-
schen Betreuung zurückgegriffen werden. Außerdem exi-
stieren spezifische Betreuungsangebote. Die Möglichkeit 
einer Schuldenberatung können die Teilnehmer in fast drei 
Viertel aller Projekte in Anspruch nehmen, in jeder zwei-
ten Maßnahme steht eine Familienberatung zur Verfü-
gung. 

Die am häufigsten genannten Arten der berufsbezogenen 
Beratung sind die Vermittlung von Arbeitstugenden und 
das Bewerbungstraining. Einen relativ hohen Stellenwert 
besitzen auch Betreuungsangebote während des Berufsein-
stiegs und eine Nachbetreuung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer nach dem Ausscheiden aus der Maßnahme. 
Motivations- und Kommunikationstraining ergänzen die 
berufs- und arbeitsweltbezogene Palette der Beratungsan-
gebote. 
Aus den Befragungsergebnissen kann geschlossen werden, 
daß die sozialen Beratungs- und Betreuungsangebote des 
Sonderprogramms die Problemgruppen in hohem Maße 
erreichen. Die Beurteilung der sozialpädagogischen Ange-
bote ist jedoch ambivalent und unterscheidet sich nach 
institutioneller Herkunft (Träger, Personal, Arbeitsamt) 
bzw. dem Grad der Betroffenheit auf Seiten der Teilneh-
mer. Wir betrachten zunächst die Bewertung der sozialpäd-
agogischen Angebote durch die Teilnehmer. Allgemein 
lautet hier die Aussage, daß Betroffene bei persönlichen 
und beruflichen Problemen Ansprechpartner und Unter-
stützung in den Maßnahmen finden. Ein nicht unerhebli-
cher Teil glaubt allerdings von sich, am besten „alleine“ 
zurechtzukommen und nimmt die Angebote nur zögernd 
oder gar nicht wahr: Das Angebot sei für andere sicherlich 
gut und sinnvoll, nur für den einzelnen nicht, er komme 
alleine zurecht. 

Hier besitzen die sozialpädagogischen Angebote zum Teil 
zu wenig Aufforderungscharakter. Das wirft zum einen 
Fragen nach der Aus- und Fortbildung des Personals und 
nach der Nutzung externer Angebote auf. Zum anderen 
zeigt sich, daß sich der Zugang der Teilnehmer zu konkre-
ten Angeboten wie Schuldenberatung, Lohn, Steuerfra-
gen, Korrespondenz mit Behörden usw. leichter herstellen 
läßt. Dies deutet darauf hin, daß Teilnehmer u.U. für 

spezifische Probleme keinen Leidensdruck verspüren oder/ 
und mit ihren persönlichen Problemen niemanden vertraut 
machen möchten. Umgekehrt wird die Hilfe bei der 
Arbeitsplatzsuche, beim gemeinsamen Durchsehen von 
Stellenanzeigen, der gemeinsamen Ansprache eines po-
tentiellen Arbeitgebers usw. gern akzeptiert. 
Daß hier auch konzeptionelle Fragen angesprochen sind, 
wird daran deutlich, daß die sozialpädagogischen Ange-
bote besonders positiv angenommen werden, die quasi 
„nebenbei“ erfolgen, während der Arbeit oder bei der 
Qualifizierung. Offenbar wirkt diese „Gesprächssituation“ 
über Sorgen und Nöte weniger hemmend als ein „Bera-
tungsgespräch“. 
Die sozialpädagogischen Angebote haben auch dann eine 
größere Akzeptanz, wenn sie vergleichbar einer Therapie-
situation fest institutionalisierter Teil der Maßnahme sind. 
Teilnehmer nehmen die Angebote dann wahr, wenn sie 
entweder keine große Verbindlichkeit seitens der Betroffe-
nen verlangen oder durch den zeitlichen Umfang und die 
Qualifikation des Mitarbeiters besonders „seriös“ erschei-
nen. In diesen Fällen wurden nach Einschätzung von Teil-
nehmern auch die größten Erfolge in der Verbesserung der 
persönlichen und sozialen Probleme der Betroffenen er-
reicht. 
Das Angebot an Sozialbetreuung wird seitens der Arbeits-
ämter für wesentlich weniger wichtig angesehen als vom 
betroffenen Personal oder von den Maßnahmeträgern. 
Dafür betonen die Arbeitsämter stärker die beruflichen 
Reintegrationserfolge. Bei den Mitarbeitern der Arbeits-
ämter überwiegt eine traditionelle Auffassung von arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen, wonach es in erster Linie 
auf eine Verbesserung der Vermittlungschancen durch 
Qualifizierung ankommt. Die Komponente Sozialbetreu-
ung wird eher als arbeitsamtsfernes Betätigungsfeld insbe-
sondere von Kirchen und Wohlfahrtsverbänden angese-
hen. Hier scheint die positive Wirkung der sozialen Betreu-
ung und Beratung auf die Vermittlungsfähigkeit noch nicht 
überall erkannt worden zu sein. 
Erfolgreich ist nach gemeinsamer Auffassung der Träger 
sowie der Mitarbeiter in den Maßnahmen und in den 
Arbeitsämtern Sozialbetreuung insbesondere dann, wenn 
es sich um allgemeine berufliche (Motivation, Bewerbungs-
training, Vermittlung von Arbeitstugenden) und persönli- 
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che Probleme (Persönlichkeitsstabilisierung) sowie um 
konkrete Schwierigkeiten wie Schuldenprobleme handelt. 
Bei Familien- oder Drogenproblemen ist die Sozialbetreu-
ung weniger erfolgreich. Hier unterscheidet sich die 
Bewertung der institutionellen Mitarbeiter nicht von der 
Beurteilung durch die betroffenen Teilnehmer. Relativ 
gering schätzen sie den Erfolg der Nachbetreuung ein. 
Deshalb wird allgemein gewünscht, daß die Effektivität der 
Nachbetreuung durch ein erweitertes Angebot und eine 
bessere Koordination zwischen den beteiligten Institutio-
nen (insbesondere mit privatwirtschaftlichen Betrieben) 
gesteigert wird. 
Als erfolgreich haben sich soziale Beratungseinrichtungen 
erwiesen. Diese Maßnahmen sind in zeitlicher und institu-
tioneller Hinsicht bewußt offen gestaltet. Der Erfolg ist 
darauf zurückzuführen, daß sich diese Einrichtungen 
besonders darum bemühen, die spezifischen Defizite der 
Teilnehmer aufzuspüren und Wege zu ihrer Überwindung 
zu entwickeln. Die Beratungseinrichtungen verstehen sich 
als Katalysatoren und bieten Beratung und Betreuung im 
Sinne eines „Coaching“ der Teilnehmer an. Die sozialen 
Angebote verstehen sich als Traineeprogramm, Initialzün-
dung und Sprungbrett ins Erwerbsleben. Die Erfolge sind 
nicht nur dort beachtlich, wo eine große Nähe zu den 
privatwirtschaftlichen Betrieben gegeben ist (Einrichtun-
gen, die von Arbeitgeberverbänden oder Gewerkschaften 
getragen werden), sondern auch in anderen Beratungsein-
richtungen, hinter denen sich die Kommunen, die Kirchen 
oder private Vereine (Arbeitsloseninitiativen) verbergen. 
Da diese Form der Maßnahmen ein erhebliches Aktivitäts-
niveau seitens der Betroffenen voraussetzt sowie eine rela-
tive Offenheit und Zugänglichkeit zu beruflichen, persönli-
chen und sozialen Problemen, wird in diesen Maßnahmen 
eher mit „leichter zugänglichen“ Arbeitslosen mit weniger 
schweren Vermittlungshemmnissen und behebbaren Per-
sönlichkeitsproblemen gearbeitet als mit schwierigeren 
Fällen. 

Zusammenfassend zeigte sich, daß eine Stabilisierung in 
dem jeweiligen persönlichen und sozialen Umfeld nur bei 
qualifizierter und längerfristiger sozialpädagogischer 
Begleitung und durch ein koordiniertes Zusammenarbeiten 
der unterschiedlichen sozialen Dienste in einer Region 
gelingen kann. Die qualitativen Ergebnisse der Untersu-
chung bestätigen die hohe Bedeutung der sozialen Bera-
tung und Betreuung für den Erfolg der Maßnahmen. Die 
Existenz und Effizienz eines sozialpädagogischen Bereichs 
für die persönlich-soziale Beratung, Schuldenberatung, 
Wohnungsvermittlung usw. sowie als Begleitung bei der 
Qualifizierung, Arbeitsgewöhnung und Nachbetreuung ist 
für den Erfolg arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen für 
schwer- und schwerstvermittelbare Arbeitslose unver-
zichtbar. 

Die Überwindung der sozialen und beruflichen Benachtei-
ligung von Langzeitarbeitslosen und Schwerstvermittelba-
ren erfordert ein mehrstufiges Konzept. Nach den Erfah-
rungen mit dem Sonderprogramm kann einem vorzeitigen 
Abbruch der Maßnahme durch ein umfassendes sozialpäd-
agogisches Beratungs- und Betreuungsangebot, das ent-
sprechende Vorbereitungs-, Stütz- und Förderkurse sowie 
Nachbetreuung enthält, erfolgreich gegengesteuert wer-
den. Weder den Langzeitarbeitslosen noch den sonstigen 
Akteuren (Träger, Arbeitsberater und Maßnahmeperso-
nal) ist mit einer erfolglosen Maßnahmeteilnahme gedient. 
Ein vorzeitiger Abbruch verursacht außerdem Kosten. Aus 
Umschulungsmaßnahmen war bereits bekannt (vgl. z.B. 

Paulsen 1988, 114), daß Langzeitarbeitslose, die aufgrund 
ihrer individuellen Leistungsprognose als „nicht umschu-
lungsfähig“ eingestuft worden waren, durch vorgeschaltete 
und begleitende Stütz-, Förder- und Beratungsangebote 
zur Teilnahme an der Umschulung befähigt werden konn-
ten. Dies wird durch die Ergebnisse des Sonderprogramms 
bestätigt. 
Die Maßnahmekombinationen, die Verknüpfung von 
Arbeit und Lernen sowie die sozialpädagogische Beglei-
tung sind zielgruppenadäquat. Die Teilnehmer äußerten 
sich überwiegend positiv über diese Maßnahmen. Viele 
wurden zu einem lebensgeschichtlichen Zeitpunkt mit der 
Teilnahme konfrontiert, als sie schon nahezu jede Hoff-
nung für sich hatten fallen lassen. Enttäuschungen, Krän-
kungen und Absagen waren der Maßnahme vorausgegan-
gen. Viele Teilnehmer meinten, sie könnten jetzt wesent-
lich kreativer und selbständiger arbeiten als zuvor in ihrer 
früheren Berufstätigkeit. Der Arbeitsalltag wird als sinn-
voll erlebt und dies führt bereits zu einer Stabilisierung der 
Persönlichkeit und zur Rückgewinnung individueller 
Handlungskompetenz, was sich positiv auf die Vermitt-
lungschancen auswirkt (vgl. 4). Die Maßnahmearten haben 
sich insgesamt, abgesehen von dem zu geringen Angebot 
von Qualifizierungsabschlüssen unterhalb der Berufs-
ebene, den zum Teil wenig marktgerechten Tätigkeitsfel-
dern und den Problemen bei der Sozialbetreuung (die auch 
durch fehlende Supervisionsmöglichkeiten und einer zu 
geringen Personalausstattung bedingt werden), als für die 
Zielgruppen angemessen erwiesen. 

3 Teilnehmer- und Zielgruppenstruktur des Sonderpro-
gramms 
Die Gegenüberstellung der aus den Sekundärstatistiken 
herausgearbeiteten Problemgruppenstruktur der Langzeit-
arbeitslosen und Schwerstvermittelbaren sowie der Ziel-
gruppen des Sonderprogramms (vgl. Schmid u. a. 1992, 
329 ff.) hat ergeben, daß diese relativ gut übereinstimmen. 
Die Zielgruppen des Sonderprogramms umfassen ca. die 
Hälfte aller Langzeitarbeitslosen und Schwerstvermittelba-
ren und, was noch bedeutsamer ist, das Programm zielt auf 
die Problemgruppen, für die sich im Verhältnis zu anderen 
die Beschäftigungschancen vor allem seit 1988 weiter 
erheblich verschlechtert haben. 
Im folgenden wird die Zielgruppenstruktur des Sonderpro-
gramms mit der Teilnehmerstruktur verglichen. Eine 
Selektion bei der Auswahl der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer in dem Sonderprogramm hätte erhebliche Bedeu-
tung für die Beurteilung des Maßnahmeerfolgs. Würden 
z.B. die „leichter“ Vermittelbaren aus den Zielgruppen 
ausgewählt, dann würde zwar evtl. der Maßnahmeerfolg 
hinsichtlich der Integrationszielsetzung verbessert, aber die 
avisierten Zielgruppen nicht erreicht. 
Zum Teil ergeben sich zwischen der Teilnehmerstruktur 
und der Zielgruppenstruktur erhebliche Differenzen. In 
Tabelle 5 sind die Teilnehmergruppen dokumentiert, die in 
den Maßnahmen unterrepräsentiert sind. Vor allem der 
Anteil der älteren (55 Jahre und mehr) Personen in den 
Maßnahmen liegt weit unter ihrem Anteil an den Zielgrup-
pen des Sonderprogramms. Ähnliche, wenn auch nicht so 
starke Diskrepanzen bestehen bei Personen mit den ver-
mittlungshemmenden Merkmalen „gesundheitliche Ein-
schränkung“ und „ohne Ausbildung“, wobei Personen 
ohne Ausbildung noch knapp die Hälfte der Maßnahme-
teilnehmer ausmachen. Auch Frauen und Ausländer sind, 
trotz eingeschränkter Vergleichbarkeit, in den Maßnah- 
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men unterrepräsentiert. Tendenziell läßt sich daraus fol-
gern, daß die Problemgruppen, deren Vermittlungsfähig-
keit durch „nicht abbaubare Merkmale“ (vgl. Europäisches 
Forschungsinstitut 1990, 44 ff.) begrenzt ist, am Sonder-
programm unterrepräsentiert sind. Diese Folgerung gilt 
vor allem für Ältere, für Frauen und teilweise für Personen 
mit gesundheitlichen Einschränkungen3. 
Nicht beantwortet ist mit diesem Vergleich die Frage, ob 
spezifische Gruppen mit spezifischen Problemen an den 
verschiedenen Maßnahmearten teilnehmen, d.h., ob in 
den Maßnahmearten Gruppen mit unterschiedlichen Pro-
blemen vertreten bzw. die Maßnahmearten problemspezi-
fisch sind. Die Untersuchung ergab, daß in den einzelnen 
Maßnahmearten4 insbesondere Personen mit folgenden 
Merkmalen teilnehmen5. 
- Reine     Beschäftigungsmaßnahmen:     mittleres    Alter 

(40-54), länger als 4 Jahre arbeitslos, Lehre, Haupt-
schulabschluß,   männlich,   gesundheitliche   Probleme, 
ledig und allein lebend. 

- Reine Sozialbetreuungsmaßnahmen: Jüngere und mittleres 
Alter (bis 40 Jahre), weniger als 2 Jahre arbeitslos, 
Lehre, Hauptschule, männlich, ledig, allein wohnend. 

- Kombinierte Beschäftigungs- und Sozialbetreuungsmaß-
nahmen: mittleres Alter (40-54), keine abgeschlossene 
Berufsausbildung, Hauptschule, männlich. 

- Kombinierte Qualifikations- und Sozialbetreuungsmaß-
nahmen: Alter 30 bis 54, Lehre, Hauptschule, männlich, 
gesundheitliche Probleme. 

- Kombinierte     Beschäftigungs-,     Qualifikations-     und 
Sozialbetreuungsmaßnahmen:  mittleres Alter (30-54), 
keine abgeschlossene Berufsausbildung, Hauptschulab-
schluß, männlich, gesundheitliche Probleme, ledig. 

Unterschiede bei den Personen, die an den einzelnen Maß-
nahmearten teilnehmen, bestehen nur für das Alter, das 
Geschlecht, teilweise bei der Dauer der vorherigen 
Arbeitslosigkeit und bei den gesundheitlichen Einschrän-
kungen (vgl. Tab. 6). Ansonsten läßt sich für die jeweiligen 

 
3 Über die Problemgruppenstruktur der schwerstvermittelbaren Arbeitslo-

sen mit einem Merkmal besonders schwerer Vermittelbarkeit und der von 
Langzeitarbeitslosigkeit bedrohten Personen liegen uns keine Daten vor. 
Daher können wir für diese Gruppe keinen Vergleich von Teilnehmer-
und Problemstruktur vornehmen. 

4 Die Maßnahmen Beschäftigung und Qualifikation werden wegen ihrer 
geringen Besetzung bei der Teilnehmerbefragung nicht charakterisiert. 

5 Für das Alter, den Schulabschluß, die Berufsausbildung und die Dauer 
der Arbeitslosigkeit sind die Ergebnisse signifikant. 

Maßnahmearten keine spezifische Problemgruppe identifi-
zieren. Die übrigen Merkmale sind in allen Maßnahmear-
ten ähnlich anzutreffen. 
Als Gründe für diese (nach den aufgeführten Merkmalen) 
doch recht geringe Differenzierung zwischen den Maßnah-
mearten lassen sich primär zwei Aspekte anführen. Einmal 
kann die Ursache darin liegen, daß die Arbeitsämter die 
Teilnehmer in die Maßnahmen unabhängig von der Maß-
nahmeart zugewiesen haben (vgl. auch 3). Ein anderer 
Grund kann darin bestehen, daß die in Tabelle 6 verwand-
ten Merkmale zu grob sind und bei Berücksichtigung weite-
rer Merkmale eine Differenzierung der Teilnehmer in den 
Maßnahmearten besteht. Dieser Möglichkeit wird im fol-
genden dadurch Rechnung getragen, daß wir die „typi-
schen“ Probleme der Teilnehmer in den einzelnen Maß-
nahmearten charakterisieren. Wir beziehen uns dafür auf 
die Personalbefragung, da das Personal die Probleme der 
Teilnehmer u.E. am besten kennt und angeben kann. Die 
Angaben für die reinen Beschäftigungsmaßnahmen und die 
kombinierten Beschäftigungs- und Qualifikationsmaßnah-
men sind wegen ihrer geringen Besetzung mit Vorsicht 
aufzunehmen. 
In den einzelnen Maßnahmearten haben die Teilnehmer –
die Reihung der angeführten Probleme erfolgt nach der 
Häufigkeit – primär folgende persönliche, soziale und 
berufliche Probleme: 

- Reine    Beschäftigungsmaßnahme:    Familienprobleme, 
Partnerprobleme,   Probleme   mit   Freunden   und   Be-
kannten. 

- Reine   Sozialbetreuung:   Perspektivlosigkeit,   Medika- 
mentenprobleme, mangelnde berufliche Qualifikation, 
Gesundheitsprobleme,  Motivations-  und  Familienpro-
bleme. 

- Beschäftigung und Qualifikation: mangelnde berufliche 
Qualifikation, Motivationsprobleme, Lernschwierigkei-
ten, Alkoholprobleme. 

- Beschäftigung und Sozialbetreuung:  Lernschwierigkei-
ten,   mangelnde  berufliche   Qualifikation,   Konzentra-
tionsschwäche,     Familienprobleme,     Motivationspro-
bleme, Perspektivlosigkeit. 

- Qualifikation und Sozialbetreuung: Perspektivlosigkeit, 
Medikamentenprobleme,  Gesundheitsprobleme,  Moti-
vationsprobleme. 

- Beschäftigung, Qualifikation und Sozialbetreuung: man-
gelnde   berufliche   Qualifikation,   Perspektivlosigkeit, 
Medikamentenprobleme, Lernschwierigkeiten, Motiva-
tionsprobleme. 

Systematische Unterschiede in den Problemen, die die 
Teilnehmer in den jeweiligen Maßnahmearten haben, 
bestehen nach diesen Angaben nicht. Zwar gibt es hinsicht-
lich der Bedeutung und der Anzahl der angeführten Pro-
bleme teilweise Unterschiede, daraus läßt sich aber vor 
allem bei einem Vergleich der Maßnahmearten, in denen 
Sozialbetreuung angeboten wird, kein spezifisches Pro-
blemgruppenprofil der Maßnahmearten ableiten. So unter-
scheiden sich beispielsweise die angeführten Probleme bei 
den reinen Sozialbetreuungsmaßnahmen und der „Dreier-
kombination“ kaum. 
Aus der Untersuchung von Teilnehmerstruktur und Maß-
nahmeart läßt sich u.E. folgern, daß die Problemspezifizie-
rung der jeweiligen Maßnahmearten bei der Konzipierung 
dieser Maßnahmen und die Zuweisung bzw. die Auswahl 
der Teilnehmer für die jeweiligen Maßnahmearten einen 
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größeren Stellenwert erhalten sollte. Damit ist eine 
Umkehrung der bisherigen Art der Rekrutierung verbun-
den. Nicht die Zuweisung von Teilnehmern in bestehende 
oder konzipierte Maßnahmen, sondern die Entwicklung 
von Maßnahmearten entsprechend den Problemen der po-
tentiellen Teilnehmer sollte Priorität haben. Da den 
Arbeitsämtern nur ein Teil der Probleme der Klientel des 

Sonderprogramms bekannt sein dürfte, beinhaltet dieser 
Vorschlag, vor der Teilnahme an spezifischen Maßnahmen 
für einen Teil der Klientel „Vorschaltmaßnahmen“ einzu-
richten, um die jeweiligen persönlichen, sozialen und teil-
weise auch beruflichen Probleme zu eruieren und auf die-
ser Basis teilnehmeradäquate Maßnahmen zu konzipieren 
und durchzuführen. 
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4 Akteure und Kooperation 
In diesem Abschnitt wird die zweite Fragestellung, welche 
Formen der Zusammenarbeit mit dem Sonderprogramm 
einhergehen und welche Auswirkungen diese auf die 
Implementation des Programms haben, behandelt. Die 
institutionellen Elemente sind aus verschiedenen Gründen 
wichtige Bedingungen für die Implementation des Sonder-
programms. Zum einen existieren institutionelle Vorgaben 
innerhalb der Richtlinien und Durchführungsbestimmun-
gen: Es können Trägerverbünde gefördert werden, und es 
ist die Förderung von Maßnahmen vorgesehen, die be-
stimmte Maßnahmeteile bei Dritten durchführen lassen. 
Zum anderen wirken sich die Formen der Zusammenarbeit 
zwischen den Akteuren auf die Probleme und damit auf die 
Abstimmungs- und Durchführungskosten bei der Imple-
mentation des Programms aus. Schließlich wird die Qualität 
der Maßnahmen selbst durch bestimmte Formen der 
Zusammenarbeit beeinflußt. Die Kombination verschiede-
ner Maßnahmearten und die Förderung von der Sozialsta-
bilisierung bis zur Arbeitsaufnahme (incl. Nachbetreuung) 
kann durch eine stärkere Zusammenarbeit verschiedener 
Akteure effektiviert werden (vgl. z.B. Hegner 1986, 
138 ff.), indem eine sinnvolle Arbeitsteilung eingerichtet 
wird und Erfahrungen verallgemeinert werden. Ebenso ist 
die Zielsetzung des Programms – dauerhafte Wiederein-
gliederung in das Arbeitsleben – durch entsprechende Kon-
takte mit den lokalen Betrieben besser zu realisieren. 
Insgesamt ist ein institutionalisiertes kooperatives Netz-
werk handlungsfähiger und innovativer als einzeln neben-
einander agierende Akteure, die eher in Konkurrenz 
zueinander stehen (vgl. Scharpf, Brockmann [Hg.] 1983; 
Garlich, Maier, Semlinger 1983). Allerdings ist die Koope-
ration zwischen den Akteuren mit Aufwendungen verbun-
den, deren Kosten zwar nicht eindeutig monetär zu bezif-
fern sind, die aber Zeit und Leistung in Anspruch nehmen. 
Diese Informations- und Kommunikationskosten, die bei 
der Anbahnung, Vereinbarung, Kontrolle und Anpassung 
wechselseitiger Leistungsbeziehungen auftreten (vgl. z.B. 
Picot 1982, 270), dürfen die positiven Effekte der Zusam-
menarbeit nicht übersteigen, da ansonsten Kooperati-
onsbeziehungen ineffizient werden. 
Im folgenden Abschnitt werden einige zentrale Aspekte 
der Kooperationsbeziehungen dargestellt. Im Mittelpunkt 
steht die Zusammenarbeit unter den Maßnahmeträgern, 
zwischen den Trägern und der Arbeitsverwaltung, zwi-
schen Trägern und sozialen Diensten sowie mit privaten 
Betrieben. 

4.1 Trägerstruktur 
Die institutionelle Struktur des Sonderprogramms weist 
eine Zurückhaltung privater nichtgemeinnütziger Träger 
und eine starke Inanspruchnahme durch die gemeinnützi-
gen Träger (ca. drei Viertel der Maßnahmen) auf. Beson-
ders engagiert waren hierbei die Kommunen, Wohlfahrts-
verbände und die Kirchen. Es konnten kleine Träger 
gewonnen und neugegründete Träger in die Umsetzung des 
Sonderprogramms einbezogen werden. Rund 12% der Trä-
ger arbeiten im Trägerverbund, womit diese Form der 
Kooperation aufgewertet wurde (davon haben ca. 5% auch 
früher bereits Erfahrungen mit Trägerverbünden). Struk-
turelle Benachteiligungen bestimmter Trägerarten, die sich 
in einem geringen Bewilligungsniveau der gestellten 
Anträge niedergeschlagen hätten, existieren nicht. Unter-
schiede in der Art, wie Träger informiert worden sind, oder 
bezüglich ihrer Probleme mit der Arbeitsverwaltung wir- 

ken sich nicht auf die Bewilligung oder Ablehnung von 
Anträgen aus. Lediglich bei kleinen Trägern ist es häufiger 
zu einem Zurückziehen der Anträge gekommen, da die 
organisatorische Abwicklung bei dieser Trägerart oft eine 
Zusatzbelastung der Betreuer und Anleiter eines Projektes 
bedeutet. 

4.2 Information und Beratung 
Eine Schwachstelle der Zusammenarbeit zwischen Arbeits-
verwaltung und Trägern besteht in der Information und 
Beratung der Träger. Zwar wird die Zusammenarbeit zwi-
schen der Arbeitsverwaltung und den Trägern meistens als 
gut bezeichnet und auch die Arbeitsämter sind zur Hälfte 
der Auffassung, durch das Sonderprogramm intensiver als 
bisher mit den lokalen Akteuren kooperiert zu haben, 
dennoch gab es bei einem Drittel der Träger Probleme: vor 
allem bei der Bearbeitungsdauer, nötigen Nachbesserun-
gen der Anträge oder bei den vom Arbeitsamt vorgeschla-
genen Personen. Im folgenden werden die Schwachstellen, 
die mit der Information und Beratung verbunden sind, an 
vier Beispielen dokumentiert. 
Zum einen wurde durch die Befragung nichtteilnehmender 
potentieller Träger deutlich, daß diese in der Regel (80%) 
aufgrund der fehlenden oder der nur mangelhaften Infor-
mation über die Fördermöglichkeiten des Sonderpro-
gramms bereits im Vorfeld von einer möglichen Beteili-
gung ausgeschlossen wurden. 
Zweitens konnte festgestellt werden, daß die Informations-
kanäle einen Einfluß auf die Probleme zwischen Arbeits-
verwaltung und Träger haben. Generell haben die Arbeits-
ämter die Informationswege bevorzugt, die mit geringen 
Transaktionskosten verbunden sind. Die direkte Anspra-
che war bei allen Trägern ein wesentlicher Informations-
weg. Informationsveranstaltungen oder die Einschaltung 
von Arbeitskreisen wurden von den Arbeitsämtern mit 
einem höheren Problemdruck verstärkt durchgeführt. Es 
hat sich gezeigt, daß durchschnittlich mehr Probleme bei 
Trägern aufgetreten sind, die über Rundschreiben u.ä. 
informiert wurden. Geringer waren die Probleme, wenn 
die Akteure in den bestehenden Verwaltungsausschüssen 
vertreten oder an lokalen Arbeitskreisen bzw. Arbeits-
marktgesprächen beteiligt sind. Ausgenommen davon ist 
der „runde Tisch“, der vor allem in den Modellarbeitsäm-
tern neu eingerichtet wurde. Dies bestätigt die Überle-
gung, daß durch eine stärkere Zusammenarbeit in Arbeits-
kreisen oder Ausschüssen Abstimmungsprobleme verrin-
gert werden können. Es zeigt allerdings auch, daß die 
anfänglichen Kommunikations- und Abstimmungskosten 
bei der Konstitution neuer Kooperations- und Arbeitsbe-
ziehungen hoch sein können. 

Drittens gaben die Träger an, daß sich die Zusammenar-
beit mit der Arbeitsverwaltung wesentlich durch eine inten-
sivere Beratung von Seiten des Arbeitsamtes verbessern 
ließe. Die Träger würden es begrüßen, wenn die Bera-
tungsleistungen der Arbeitsämter hinsichtlich der allgemei-
nen und speziellen Fördermöglichkeiten intensiviert wür-
den. In diesem Punkt weicht die Einschätzung der Arbeits-
ämter von der der Träger ab. Hier zeigen sich u. a. die 
Schwierigkeiten der Träger, mit einer Vielzahl unterschied-
licher Förderinstrumente und Förderbestimmungen umzu-
gehen, deren Kombination erst die Durchführung einer 
Vielzahl von Maßnahmen ermöglicht. Die Träger, auch 
dies wurde in einer Reihe von Expertengesprächen deut-
lich, sind nicht ohne weiteres in der Lage, alle Förderin-
strumente und Kombinationsmöglichkeiten zu durch- 
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schauen. Zum Teil wurde auch beklagt, daß die Arbeitsäm-
ter selbst keinen kompetenten Ansprechpartner bereitstel-
len (vgl. Tabelle 7). 

 
Viertens werden auch bei der Vermittlung der Maßnahme-
teilnehmer Verbesserungen v.a. auf Seiten der Träger 
gewünscht. Im Bereich der Abstimmung zwischen Maß-
nahmekonzeption und Zielgruppenorientierung der Träger 
und der Vermittlung von Teilnehmern scheint es zum Teil 
Differenzen zu geben, die entweder auf unterschiedliche 
Ziele zwischen Arbeitsverwaltung und Trägerschaft oder 
auf mangelnde Abstimmung zurückzuführen sind. Dies 
bestätigen auch die Angaben der Mitarbeiter in den Maß-
nahmen, denn ca. 40% gaben an, daß die Arbeitsverwal-
tung die Teilnehmer nicht sorgfältig ausgewählt hat. Da die 
Zielgruppenspezifitiät von Maßnahmekonzeptionen ein 
wichtiges Kriterium für den Erfolg einer Maßnahme dar-
stellt, muß in diesem Sachverhalt eine Schwachstelle gese-
hen werden, die dazu führen kann, daß sich in manchen 
Maßnahmen die „falschen“ Teilnehmer befinden. 

4.3 Zusammenarbeit unter den Trägern und mit sozialen Diensten 
Im Rahmen des Sonderprogramms hat sich die Zusammen-
arbeit der Träger mit sozialen Diensten verstärkt; in über 
80% der Maßnahmen soll mit sozialen Diensten oder ande-
ren Maßnahmeträgern kooperiert werden, wobei den 
sozialen Diensten ein größerer Stellenwert zukommt6. 

Die Unterschiedlichkeit und die Spezifität der Probleme 
der Teilnehmer verlangen nach einer flexiblen Gestaltung 
der Sozialbetreuung, die von der Schuldenberatung über 
praktische Lebenshilfen bis zur Familientherapie reichen 

 
6 In der Vergangenheit haben bereits 37% der Maßnahmeträger mit anderen 

Trägern zusammengearbeitet, wobei lediglich 5% aller Träger früher in 
der Form des Trägerverbundes organisiert waren. Eine lose Zusam-
menarbeit zwischen den Trägern oder mit sozialen Diensten bestand bei 
32% der Befragten. 

 

kann. Dies ist in der Regel nicht von einem Sozialbetreuer, 
der in der Maßnahme beschäftigt ist, zu leisten. Die 
Kooperation mit sozialen Diensten bietet hier die Möglich-
keit, notwendige Fachberatungen wie Schulden- oder 
Suchtberatungen im Einzelfall durchzuführen. 
Die Qualität der Sozialbetreuung wird durch eine perso-
nelle und finanzielle Minderausstattung der sozialen Dien-
ste allerdings zum Teil negativ beeinflußt. Einerseits kann 
eine Institutionalisierung bestimmter Formen sozialer 
Hilfe, quasi als externe Beratungsstelle, die für eine grö-
ßere Anzahl an Maßnahmen zuständig ist, die Beratungs-
und Betreuungsleistungen spezifizieren und effektivieren. 
Andererseits setzt dies eine gute sachliche und personelle 
Förderung der Sozialdienste voraus. Dem Bedarf an spe-
zieller fachlicher Betreuung, der mit anhaltender Massen-
arbeitslosigkeit noch weiter zunehmen wird, sollte durch 
eine adäquate Ausstattung der Sozialdienste Rechnung 
getragen werden. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Trägern bezog sich vor 
allem auf die Informationsarbeit zum Sonderprogramm 
und den Erfahrungsaustausch, wodurch Schwachstellen 
von Maßnahmekonzepten ausgeräumt, Erkenntnisse wei-
tergegeben und erfolgreiche Strategien verallgemeinert 
werden konnten. Als Erfolg muß auch die gemeinsame 
Konzeption von neuen Maßnahmen in etwa einem Viertel 
der Arbeitsamtbezirke gezählt werden. Ein dauerhaftes 
Netzwerk horizontaler und vertikaler Kommunikations-
und Informationsstrukturen ist jedoch nicht aufgebaut wor-
den. Die Träger arbeiten eher nebeneinander, so daß auch 
das Konkurrenzdenken (vgl. z.B. Decke, Seifert 1983, 
165 ff.) nicht überwunden werden konnte. 

4.4 Zusammenarbeit mit privaten Betrieben 
Primäres Ziel des Sonderprogramms ist die Integration in 
das Arbeitsleben. Um dieses Ziel zu erreichen, ist häufig 
eine längere Eingewöhnungs- und Requalifizierungsphase 
auf geschützten Arbeitsplätzen notwendig. Dabei ist es 
wichtig, daß keine konzeptionelle Abkopplung vom nor-
malen Arbeitsmarkt stattfindet und die Grenzen zwischen 
den Arbeitsmärkten durchlässig sind. Um den Übergang 
von subventionierten Arbeitsplätzen mit geminderten Lei-
stungsanforderungen zu subventionierten Arbeitsplätzen 
auf dem ersten Arbeitsmarkt und schließlich zur nicht 
subventionierten Erwerbsarbeit zu koordinieren, ist die 
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Beteiligung von privaten Betrieben unerläßlich (vgl. z.B. 
Hegner 1986, 140 ff.). 
Die Erreichbarkeit der Betriebe läßt sich durch die Pro-
jektförderung selbst nicht steigern. Zwar kann durch per-
sönliche Kontaktaufnahme seitens der Arbeitsämter die 
Bereitschaft zur Kooperation erhöht werden, die Förder-
bedingungen des Sonderprogramms selbst knüpfen jedoch 
nicht an das Interesse der Betriebe an. Dennoch ist in zwei 
Drittel der Maßnahmen eine Zusammenarbeit mit privaten 
Betrieben vorgesehen. Die Zusammenarbeit richtet sich 
vor allem auf die Bereitstellung von Praktikums- und Pro-
bearbeitsplätzen. Nur ca. 10% der Betreuer, Anleiter und 
Lehrkräfte mußten die Erfahrung machen, daß die 
Betriebe gänzlich desinteressiert an einer Mitarbeit im 
angestrebten Sinne waren. Am ehesten sind Betriebe noch 
bereit, Praktikumsplätze bereitzustellen, geringer wird die 
Bereitschaft bei den Probearbeitsplätzen eingeschätzt. Ins-
gesamt läßt sich nach den Auskünften der Träger und 
Arbeitsämter, zwar eine Zunahme von Praktika oder Pro-
bebeschäftigungen konstatieren, die die Maßnahmeträger 
organisieren; die Gewinnung von kooperativen Betrieben 
sei jedoch nach wie vor schwierig. Hier bedarf es noch 
zusätzlicher Überzeugungsarbeit und spezieller Anreize, 
die das Nachfrage- und Einstellungsverhalten der Betriebe 
insbesondere gegenüber schwervermittelbaren Langzeitar-
beitslosen und schwerstvermittelbaren Arbeitslosen 
berücksichtigen. Bestehende Kooperationen, wie Betriebs-
praktika oder Probebeschäftigungen sind als ein Erfolg zu 
werten, da Vorbehalte gegenüber der Klientel entkräftet 
und zum Teil bereits Arbeitsverträge abgeschlossen 
werden. 
Die Erfahrungen in den Modellarbeitsämtern haben zudem 
verdeutlicht, daß durch die Übernahme koordinierender 
und planender Aktivitäten über einzelne Maßnahmebe-
standteile hinweg auf Seiten der Arbeitsämter die Beteili-
gung der Privatbetriebe gesteigert werden kann. Positiv auf 
die Integration von Privatbetrieben in die Projektarbeit vor 
Ort wirken sich auch die Lohnkostenzuschüsse aus dem 50-
Mio-Sondertopf aus, da diese einen größeren Anreiz für 
private Betriebe bieten, sich an der Durchführung von 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zu beteiligen. 

5 Reintegrationserfolge 
Das primäre Ziel des Sonderprogramms ist die dauerhafte 
Wiedereingliederung der Zielgruppen des Sonderpro-
gramms in das Arbeitsleben. Aus diesem Grund werden 
abschließend die Vermittlungserfolge und positiven Bedin-
gungen für die Vermittlungserfolge untersucht. Als Bewer-
tungsmaßstäbe der quantitativen Ebene werden neben der 
Vermittlungsquote Selektionsprozesse und Charakteristika 
der vermittelten Arbeitsplätze herangezogen. 
Da eine repräsentative Verbleibuntersuchung auftragsge-
mäß nicht erfolgt ist, war es erforderlich, approximative 
Methoden anzuwenden, um die Vermittlungserfolge in den 
Arbeitsmarkt ansatzweise zu erfassen. Die folgenden Aus-
führungen beziehen sich auf die approximative Verbleibun- 

 
7 Der relative Erfolg des Sonderprogramms, gemessen an der Integration in 

den ersten Arbeitsmarkt, wird durch Aussagen der Träger eingeschränkt. 
Danach schätzen ca. 20% der Maßnahmeträger, daß bis zu 10%, und 
weitere 20% der Träger, daß zwischen 10% und 20% der Klientel des 
Sonderprogramms auch mit dem traditionellen AFG-Instrumentarium 
(kurz- oder mittelfristig) wieder in den ersten Arbeitsmarkt eingegliedert 
werden könnte. Wegen ihres Schätzcharakters sind diese Aussagen aber 
nur mit Vorbehalt zu interpretieren. Sie stellen nach unserer Einschätzung 
den begrenzten Integrationserfolg des Sonderprogramms nach den oben 
angegebenen Kriterien nicht in Frage. 

tersuchung, die im Juli 1992 bei den Maßnahmeträgern und 
Arbeitsämtern durchgeführt wurde. 
Nach dieser Erhebung werden durchschnittlich ca. 35-40% 
der Maßnahmeteilnehmer in den jeweiligen Arbeits-
amtsbezirken mit dem Sonderprogramm zu etwa gleichen 
Teilen in den ersten oder zweiten Arbeitsmarkt reinte-
griert. Dieser quantitative Erfolg muß daran gemessen 
werden, daß die angesprochene Klientel bisher, ohne das 
Sonderprogramm, nur geringe Chancen auf einen dauer-
haften Arbeitsplatz hatte7. Diese Vermittlungsquote ist 
jedoch mit Vorsicht aufzunehmen, denn eine eindeutige 
Antwort auf den Integrationserfolg des Sonderprogramms 
könnte nur eine Verbleibuntersuchung erbringen. Diese ist 
aber bisher nicht vorgesehen. Trotz der Beschränkungen 
des approximativen Vorgehens halten wir die angegebene 
Vermittlungsquote für tendenziell zutreffend. 
Die Struktur der vermittelten Personen weicht nicht signifi-
kant von der Teilnehmerstruktur ab. Diese Tatsache kann 
jedoch nicht in der Weise interpretiert werden, daß die 
vermittlungshemmenden Merkmale der Maßnahmeteil-
nehmer des Sonderprogramms keinerlei Relevanz hinsicht-
lich des Integrationserfolges gehabt hätten. Eine Selektion 
der potentiell weniger leistungsfähigen Personen hat 
bereits bei der Rekrutierung der Maßnahmeteilnehmer 
stattgefunden. So sind ältere und gesundheitlich einge-
schränkte Arbeitslose sowie Frauen in den Maßnahmen 
des Sonderprogramms unterrepräsentiert. Diese Selektion 
zu Beginn der Projekte zugunsten der weniger stark einge-
schränkten Personen ist sicherlich eine Begründung dafür, 
daß eine weitere Selektion bei den vermittelten Teilneh-
mern nicht in dem erwarteten Umfang stattgefunden hat. 

Die Mehrzahl der vermittelten Arbeitsverhältnisse ist 
unbefristet. Hinsichtlich des Kriteriums erster bzw. zweiter 
Arbeitsmarkt existieren unterschiedliche Angaben der 
Maßnahmeträger und der Arbeitsämter. Die Maßnahme-
träger geben an, daß über zwei Drittel der vermittelten 
Teilnehmer auf dem ersten Arbeitsmarkt einen Arbeits-
platz gefunden haben, nach den Angaben der befragten 
Arbeitsämter ist dies jedoch nur knapp die Hälfte der 
Personen. Die Abweichungen dieser beiden Angaben las-
sen sich aus den für die Träger nicht immer erkennbaren 
institutionellen Förderbedingungen auf dem zweiten 
Arbeitsmarkt erklären. Maßnahmeteilnehmer, die in Pri-
vatbetriebe vermittelt werden, gelten für die Träger in den 
meisten Fällen als Vermittlungen in den ersten Arbeits-
markt. Zahlreiche dieser Beschäftigungsverhältnisse wer-
den jedoch durch Lohnkostenzuschüsse subventioniert und 
von den Arbeitsämtern deshalb als Beschäftigungen auf 
dem zweiten Arbeitsmarkt geführt. Bei den Tätigkeitsbe-
reichen, in die die Teilnehmer aus den Maßnahmen vermit-
telt wurden, rangieren Tätigkeiten im Bereich der „einfa-
chen Dienstleistungen“ mit einem Anteil von ca. einem 
Drittel aller vermittelten Arbeitsplätze an erster Stelle. 

Die dauerhafte Integration der Maßnahmeteilnehmer ist 
am ehesten bei Arbeitsverhältnissen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt mit unbefristeten Beschäftigungsverträgen 
gewährleistet. Vermittlungen in den zweiten Arbeitsmarkt 
eröffnen zwar eine Perspektive für den späteren Wechsel in 
den ersten Arbeitsmarkt, sie bieten aber keine Garantie 
auf ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis im Rahmen 
von „normalen“ Arbeitsverhältnissen. 

Einflußfaktoren auf den Indikator „Vermittlungsquote“ 
können als Anhaltspunkte für eine erfolgreiche konzeptio-
nelle Arbeit mit den Zielgruppen des Sonderprogramms 
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und damit als Orientierungshilfe für zukünftige Projekte 
dienen. Die Vermittlungsquote schwankt erwartungsge-
mäß zwischen den einzelnen Projekten. Diese Variabilität 
läßt sich teilweise durch signifikante Einflüsse aus den 
Bereichen Maßnahmekonzeption, Kooperationsverhalten 
der Akteure, teilnehmerbezogene Merkmale sowie Finan-
zierung und Ausstattung der Maßnahmen erklären. Die 
Einflußfaktoren auf die Varianz der Vermittlungsquote 
zwischen den einzelnen Projekten wurden mittels einer 
multivariaten Klassifikationsanalyse (MCA) identifiziert 
(zur Methode der MCA vgl. Backhaus u.a. 1987). Die 
Ergebnisse sind für alle Einflußfaktoren, für die ein Signifi-
kanzniveau von über 90% (<0.100) berechnet wurde, in 
Tabelle 10 dargestellt. 
Bei Maßnahmen, in denen Beschäftigung und Qualifizie-
rung als Bestandteile durchgeführt wurden, waren hinsicht-
lich einer Reintegration insbesondere die Maßnahmen 
erfolgreich, die diese beiden Teilbereiche aufeinander 
abgestimmt hatten und so einen Praxisbezug der Qualifizie-
rung gewährleisten konnten. Projekte mit Beschäftigungs-
anteilen, in denen keine begleitende Qualifizierung ange-
boten wurde, verbessern die Aussichten der Teilnehmer 
auf einen Arbeitsplatz in geringerem Umfang als bei einer 
Verbindung von Arbeiten und Lernen. 
Es konnte nachgewiesen werden, daß die konzeptionelle 
Orientierung der Lerninhalte und der Methoden der Quali-
fikationsvermittlung an den Fähigkeiten der Maßnahme-
teilnehmer einen positiven Einfluß in bezug auf eine über-
durchschnittliche Vermittlungsquote hatte. Im Gegensatz 
hierzu erwies sich ein unangemessenes Lerntempo, welches 
durchaus auch eine Unterforderung der Teilnehmer bein-
halten kann, als negativ. 

Hervorzuheben sind Maßnahmen, in denen über die 
Kooperation mit Privatbetrieben Probebeschäftigungen für 
die Teilnehmer initiiert werden konnten. Hier wurde eben-
falls eine deutlich höhere Vermittlungsquote nachgewie-
sen. Es ist zu vermuten, daß ein Teil dieser Probebeschäfti-
gungen in reguläre Arbeitsverhältnisse umgewandelt 
wurde, nachdem eventuelle Vorbehalte der Betriebe hin-
sichtlich einer eingeschränkten Leistungsfähigkeit der 
Arbeitslosen ausgeräumt werden konnten. Einen weiteren 
Aspekt dieser Verbindung stellen Betriebspraktika dar. 
Die Kooperation der Maßnahmeträger mit Betrieben 
ermöglicht den Teilnehmern einen engen Kontakt mit „der 
praktischen Arbeit in einer richtigen Firma“ (Teilnehmer-
aussage) und vermittelt dadurch eine positive Perspektive. 
In den Interviews mit den verschiedenen arbeitsmarktpoli-
tischen Akteuren wurde wiederholt der Aspekt der Sozial-
betreuung als innovativer und erfolgversprechender 
Bereich hervorgehoben. Anhand der multivariaten Ana-
lyse konnte gezeigt werden, daß das Vorhandensein von 
Sozialbetreuungsanteilen in den Projekten auch die Ver-
mittlungsquote erhöht. Insbesondere Betreuungsformen 
wie die Entwicklung eines persönlichen Maßnahmeplans, 
die Gewöhnung an einen geregelten Arbeitsalltag und die 
Hilfe bei seelischen Problemen verbesserten die persönli-
che Situation der Maßnahmeteilnehmer, so daß eine leich-
tere Vermittlung möglich wurde. 
Eine umfassende Kooperation der verschiedenen Akteure 
hat ebenfalls einen positiven Einfluß auf die Vermittlungs-
quoten. Im einzelnen konnte dies in folgenden Punkten 
nachgewiesen werden: Das Arbeitsamt als potentieller 
Ansprechpartner für die Teilnehmer stellt offensichtlich 
ein wichtiges Bindeglied zwischen den Maßnahmen und 
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dem Arbeitsmarkt dar, in den die Maßnahmeteilnehmer 
wieder integriert werden sollen. Der Kontakt zwischen den 
Maßnahmeteilnehmern und dem Arbeitsamt sollte wäh-
rend der Laufzeit der Maßnahme nicht abbrechen, sondern 
in beratender Form erhalten bleiben. Besonders positiv 
wirkten sich spezielle Beratungsstellen oder Ansprechpart-
ner beim Arbeitsamt auf die Vermittlung der Maßnahme-
teilnehmer aus. 
Die möglichst konfliktfreie interne Kooperation zwischen 
Träger und Maßnahmepersonal stellt ebenso einen Faktor 
für die Erhöhung der Vermittlungsquote dar wie die 
externe Kooperation in der institutionellen Form des Trä-
gerverbundes oder der losen Zusammenarbeit mit sozialen 
Diensten. Hier wirken sich offensichtlich die Effekte einer 
effizienten Arbeitsteilung positiv aus. Auch im Bereich der 
Finanzierung und allgemeinen Ausstattung der Maßnahmen 
lassen sich positive und negative Einflüsse auf die 
Vermittlungschancen der Teilnehmer in den ersten 
Arbeitsmarkt ausmachen. Eine mangelhafte 

räumliche und materielle Ausstattung der Maßnahmen 
führte zu weniger guten Vermittlungsquoten. Hier spielen 
die aus solchen Mängeln resultierenden Motivationspro-
bleme der Teilnehmer und das Fehlen der infrastrukturel-
len Möglichkeiten für die Vermittlung arbeitsmarktrele-
vanter Fertigkeiten ein Rolle. In der Teilnehmerbefragung 
zeigte sich, daß in den Maßnahmen, in denen nach Teilneh-
merangaben eine gute Materialausstattung vorhanden war, 
die Arbeitslosen für sich selbst eine günstigere berufliche 
Zukunftsperspektive sahen. 
Grundsätzlich führte eine positive und aktive Einstellung 
der Teilnehmer zu erhöhten Vermittlungsaussichten. 
Hierzu gehören auch Motivationsaspekte wie der Wunsch, 
die Maßnahme bis zum Ende durchstehen zu wollen oder 
das positive Erleben der Qualifizierung in den Maßnah-
men. Ein Ziel der Maßnahmen muß es daher sein, das 
Selbstwertgefühl und die Motivation der Maßnahmeteil-
nehmer zu stärken, um ihnen aus einer resignativen Hal-
tung herauszuhelfen. 
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6 Arbeitsmarktpolitische Folgerungen 
Die konzeptionelle Orientierung an einer angebotsorien-
tierten Arbeitsmarktpolitik für die Zielgruppen des Son-
derprogramms ist, das bestätigt die Untersuchung, sinnvoll 
und notwendig. Die Untersuchung verdeutlicht aber auch 
die konzeptionelle Beschränkung der überwiegenden 
Angebotsorientierung. Von den von uns in einem Nähe-
rungsverfahren geschätzten Vermittlungen aus dem Son-
derprogramm in das Arbeitsleben werden etwa die Hälfte 
in den ersten Arbeitsmarkt, die andere Hälfte in den 
zweiten Arbeitsmarkt integriert. Trotz dieser wegen ihrer 
methodischen Begrenzungen beschränkt aussagefähigen 
Angaben erscheint uns der doch eher begrenzte Integra-
tionserfolg in den ersten Arbeitsmarkt als ein Indiz für die 
weitgehende Vernachlässigung der Nachfrageseite im Son-
derprogramm. Die Programmbedingungen bieten Privat-
betrieben keinen Anreiz, sich an dem Programm zu betei-
ligen. 

6.1 Projektförderung 
Die Projektförderung, die eine finanzielle Unterstützung 
von Investitionen, Betriebsmitteln und Personal umfaßt, 
dient der institutionellen Umsetzung einer arbeitskraft-
orientierten Arbeitsmarktpolitik für schwer- und schwerst-
vermittelbare Arbeitslose. Sie ermöglicht die explizite Ein-
beziehung von Sozialbetreuung in die Arbeitsmarktpolitik 
und die Verknüpfung von Maßnahmearten, wodurch kon-
zeptionell „ganzheitliche“ Projekte durchgeführt werden 
können. Aus diesen Gründen wäre eine Übernahme der 
Projektförderung als Regelförderung ins AFG durchaus zu 
befürworten. 
Diese prinzipiell positive Beurteilung der Projektförderung 
bedarf aber hinsichtlich der Art und Weise, wie sie im 
Sonderprogramm geregelt ist, einiger Modifikationen. 
Zum einen sollte die Projektförderung auch eine ausrei-
chende Teilnehmerfinanzierung umfassen. Die Teilneh-
merfinanzierung kann dabei flexibel sein, d.h., sie kann 
mittels des traditionellen Instrumentariums erfolgen; sie 
sollte aber dort, wo für bestimmte Maßnahmen auf das 
AFG wegen institutioneller Beschränkungen nicht zurück-
gegriffen werden kann, Teil der Projektförderung sein. Ein 
positives Beispiel dafür bilden die flexibel einsetzbaren 
Lohnkostenzuschüsse in den Modellarbeitsämtern. Für die 
Teilnehmerfinanzierung ist eine Flexibilisierung des Ein-
satzes arbeitsmarktpolitischer Instrumente notwendig, die 
bis zur Verwendung von Arbeitslosengeld und Arbeitslo-
senhilfe für die Finanzierung von Maßnahmeteilnehmern 
reichen sollte. 
Eine zweite Begrenzung bei der Implementation der Pro-
jektförderung liegt in der mangelnden Förderung der anfal-
lenden Verwaltungskosten. Zwar gibt es seitens der 
Arbeitsämter teilweise Vorbehalte gegenüber einer Förde-
rung der anteiligen Verwaltungskosten wegen möglicher 
Mitnahmeeffekte. Obwohl diese Gefahr sicherlich nicht 
von der Hand zu weisen ist, benötigt gerade ein Programm, 
das neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik zu gehen ver-
sucht und dafür neue Träger und Trägerverbünde anspre-
chen will, auch die Übernahme der anfallenden Verwal-
tungskosten. Diese Einschätzung belegen die Untersu-
chungsergebnisse. So war es wegen der angeführten 
Gründe teilweise schwierig, neue Träger zu gewinnen. Für 
diese waren offensichtlich die Beteiligungskosten im Ver-
hältnis zu den angebotenen Anreizen zu hoch. Hier liegt 
ein Grund für die Dominanz etablierter Träger bei der 
Durchführung des Sonderprogramms mit der Tendenz, daß 

deren bisherige arbeitsmarktpolitische Orientierung teil-
weise auch im Sonderprogramm vorherrschte und die 
adressatenspezifische Neukonzeption von Maßnahmen für 
die Zielgruppen des Sonderprogramms nicht immer in 
angemessener Weise erfolgte. 
Die in den Durchführungsrichtlinien festgelegten Förder-
bestimmungen sind mit der Fassung von Anfang 1991 
geändert worden, um sie flexibler und maßnahmenadäqua-
ter als vorher handhaben zu können. Wir halten nach den 
Ergebnissen der Untersuchung ein solches Verfahren für 
sinnvoll. Die inzwischen erfolgte Flexiblisierung des Perso-
nalschlüssels für das Anleitungs-, Betreuungs- und Lehr-
personal sollte auch für die übrigen Förderschwerpunkte 
gelten. Das aufwendige Antrags- und Durchführungsver-
fahren sowie der zu erwartende hohe Aufwand bei der 
Schlußabrechnung kann nach Einschätzung aller Beteilig-
ten verringert werden, ohne daß damit Effizienzverluste 
verbunden sind. 

6.2 Maßnahmekombinationen, Sozialbetreuung und institutio-
nelle Aspekte 
Die Kombination verschiedener Fördermaßnahmen ist 
nicht neu. Die im Sonderprogramm gebotene Möglichkeit 
der Verbindung von Maßnahmearten ist insofern ein inno-
vatives Element, als dadurch personen- und problemspezi-
fische Maßnahmekombinationen und Förderketten einge-
richtet werden können, nach deren Durchlaufen die Teil-
nehmer auf dem Arbeitsmarkt wieder wettbewerbsfähig 
sein sollen. Für die Zielgruppen des Sonderprogramms ist 
diese explizite Möglichkeit der Kombination verschiedener 
Maßnahmen aufgrund der bestehenden kumulierten Pro-
bleme der Teilnehmer notwendig und konsequent. Rechtli-
che Beschränkungen, die der Einrichtung von Förderket-
ten entgegenstehen, sollten beseitigt werden. 
Als ein Resultat der Begleitforschung hat sich gezeigt, daß 
es notwendig ist, und dies sollte auch für die Maßnahme-
kombinationen im Sonderprogramm noch stärker berück-
sichtigt werden, die Ausrichtung der Maßnahmekombina-
tionen an den Problemen der Teilnehmer zu orientieren. 
Die Ausrichtung solcher Maßnahmen umfaßt die Berück-
sichtigung der jeweiligen „Defizite“ der Teilnehmer. Sie 
sollten bei der Konzipierung aber nicht nur an den Defizi-
ten, sondern auch an den vorhandenen Kompetenzen der 
Teilnehmer ansetzen und deren Weiterentwicklung in den 
Maßnahmen anstreben (vgl. Europäisches Forschungsinsti-
tut Königswinter 1990, 55 f.). 
Aus den Untersuchungsergebnissen läßt sich folgern, daß, 
gemessen an der Integration in den ersten Arbeitsmarkt, 
das Sonderprogramm primär ein Programm für Personen 
mit „abbaubaren“ Defiziten ist: Ausbildungsdefizite, 
soziale und psychische Probleme, die durch Sozialbetreu-
ungsmaßnahmen überwunden werden können. Begrenzun-
gen des Sonderprogramms bestehen bei den Problemgrup-
pen mit „unveränderlichen“ Merkmalen. Soll die primäre 
Intention dieses Programms, schwer- und schwerstvermit-
telbaren Arbeitslosen verbesserte Chancen für eine Inte-
gration in das Arbeitsleben zu bieten, für die gesamte 
Klientel erreicht werden, dann bedarf ein solches Pro-
gramm einer Erweiterung für diese Problemgruppen. 
Eine Effizienzsteigerung von Maßnahmekombinationen ist 
durch eine Erweiterung der angebotenen Maßnahmen 
durch betriebsbezogene Elemente zu erreichen. Insbeson-
dere Probebeschäftigungen, Betriebspraktika und Nachbe-
treuung verbessern die Wiedereingliederungschancen der 

  

MittAB 2/93 249 



Maßnahmeteilnehmer. Die Modellvorhaben haben 
gezeigt, daß bei entsprechender konzeptioneller Orientie-
rung und instrumenteller Ausstattung die Maßnahmekom-
binationen auf die Privatbetriebe erweitert werden können 
und dadurch auch die Integrationschancen der Teilnehmer 
steigen. 
Eine Erhöhung der Effizienz läßt sich durch eine bessere 
Abstimmung der Maßnahmekombinationen erreichen. 
Dies umfaßt auch die personenadäquate Konzipierung der 
Förderketten, eine (verbesserte) Weiterbildung für das 
Betreuungs-, Lehr- und Anleitungspersonal sowie eine 
problemspezifische Abstimmung der einzelnen Maßnah-
meteile in den Maßnahmen. Vor allem sollte die Abfolge 
und Verbindung der einzelnen Elemente der Maßnahmen 
an den Problemen der Teilnehmer, deren Persönlichkeits-
stabilisierung, Lernfähigkeit und vermittlungshemmenden 
Einschränkungen, stärker als es teilweise in den Maßnah-
mekombinationen des Sonderprogramms gelungen ist, er-
folgen. 
Die Untersuchung hat gezeigt, daß die Erweiterung der 
Maßnahmen um eine soziale Betreuung eine wichtige Vor-
aussetzung für eine erfolgreiche Integration in das Arbeits-
leben ist. Diese „sozialpolitische“ Erweiterung der Arbeits-
marktpolitik ist aufgrund der bestehenden Probleme von 
Arbeitslosen unabdingbar, insbesondere wenn schwer- und 
schwerstvermittelbare Arbeitslose erreicht werden sollen. 
Eine nennenswerte Integration dieser Klientel in das 
Arbeitsleben ist nur möglich, wenn die bestehenden sozia-
len und psychischen Probleme beseitigt bzw. reduziert 
werden. Da die Angebote der Sozialbetreuung flexibel auf 
die unterschiedlichen Probleme der Teilnehmer abgestellt 
sein sollten, empfiehlt es sich, neben einer sozialen Betreu-
ung in der Maßnahme mit externen sozialen Diensten und 
mit sozialen Beratungseinrichtungen zu kooperieren, wie 
sie im Rahmen des Sonderprogramms etabliert worden 
sind. Dafür ist eine angemessene Ausstattung der sozialen 
Dienste zu gewährleisten. 
Nach den Ergebnissen der Untersuchung ist die explizite 
Aufnahme von Sozialbetreuungsmaßnahmen in das AFG 
geboten, wenn für schwervermittelbare Langzeitarbeitslose 
und schwerstvermittelbare Arbeitslose problemadäquate 
Maßnahmen zur Überwindung der psychischen und sozia-
len Probleme durchgeführt werden sollen. Nur so lassen 
sich die Arbeitsmarktchancen dieser Problemgruppen ver-
bessern. 
Neben der Zusammenarbeit mit sozialen Diensten müßte 
der Einbeziehung von privaten erwerbswirtschaftlichen 
Betrieben ein höherer Stellenwert zukommen, da primär 
diese auf Dauer Arbeitsplätze zur Verfügung stellen. Die-
ser Anforderung wird die Anreizstruktur des Sonderpro-
gramms nicht gerecht. Zwar gibt die Mehrheit des Maß-
nahmepersonals an, daß eine Kooperation mit Privatbe-
trieben besteht, doch hat diese nur recht beschränkte 
Bedeutung für die Maßnahmen. Daß bei entsprechenden 
Anreizen sich verstärkt Privatbetriebe an arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen auch für schwerer vermittelbare 
Arbeitslose beteiligen, zeigen die Modellvorhaben. Dort 
kooperieren, wohl nicht zuletzt wegen der erweiterten 
Lohnkostenzuschüsse und begrenztem Arbeitskräfteange-
bot auf den „normalen“ Arbeitsmärkten bei bestimmten 
Berufen, privatwirtschaftliche Betriebe in erheblich größe-
rem Ausmaß mit dem Arbeitsamt und anderen Trägern als 
beim Sonderprogramm. 
Die Kooperation zwischen den Arbeitsämtern und den 
Maßnahmeträgern war in den jeweiligen Arbeitsamtsbezir- 

ken unterschiedlich ausgeprägt. Sie reichte von der Weiter-
verfolgung bisheriger Kooperationsformen bis zur Etablie-
rung von spezifischen Gesprächskreisen zur Initiierung und 
Konzipierung von Maßnahmen. Als wichtiges Ergebnis 
bleibt festzuhalten, daß bei einer engen Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitsamt und Maßnahmeträger, einer guten 
Informationspolitik seitens des Arbeitsamtes über das Son-
derprogramm und einer intensiven Beratung der Träger die 
Erfolge solcher Maßnahmen größer waren als in den 
Arbeitsamtsbezirken, in denen nur eine lose Zusammenar-
beit bestand. 
Für die Handlungsmöglichkeiten der Arbeitsämter beim 
Instrumenteneinsatz sollte eine größere Flexibilität beste-
hen bzw. eingeführt werden, die bis zur Einrichtung eines 
„free-money-Topfes“ reichen kann und reichen sollte. Nur 
so kann den örtlichen Besonderheiten und den bestehen-
den Problemen adäquat und effizient Rechnung getragen 
werden, ohne daß dadurch die erforderliche Kontrolle 
vernachlässigt würde. 
Abschließend bleibt festzuhalten, daß sich die Zusammen-
arbeit in bestimmten Bereichen intensiviert hat, daß aber 
die horizontale und vertikale Kooperation noch nicht als 
ausreichend bezeichnet werden kann, um die erforderliche 
Kooperation für eine zielgruppenspezifische Kombination 
der Maßnahmearten zu institutionalisieren. Eigeninteres-
sen der Akteure und die teilweise bestehende Dominanz 
bestimmter Maßnahmeträger erfordern u.E. einen Akteur, 
der die Kooperation zwischen den lokalen Akteuren ver-
bessert. Die Arbeitsämter konnten diese Rolle bisher nicht 
ausreichend spielen, dazu fehlten ihnen teilweise die ent-
sprechenden Handlungsmöglichkeiten, teilweise wurden 
wohl die bestehenden Möglichkeiten nicht ausgeschöpft. 
Nach den Ergebnissen der Begleitforschung wäre die Eta-
blierung eines solchen Akteurs vorteilhaft – der nicht 
immer das Arbeitsamt sein muß, es kommen dafür auch 
kommunale Einrichtungen bei entsprechenden Handlungs-
möglichkeiten in Frage -, sollen die eingeschlagenen inno-
vativen Wege bis zu Ende gegangen werden. 

7 Schlußbemerkungen 
Nach unserer Auffassung belegt die Untersuchung die 
These, daß die primäre Orientierung am ersten Arbeits-
markt für die Zielgruppen des Sonderprogramms zu kurz 
greift. Der erste Arbeitsmarkt bildet offensichtlich nur für 
einen Teil der Zielgruppen, selbst bei einer zeitlichen 
Verlängerung der Maßnahmen, eine realistische Zielset-
zung. Eine strikte Begrenzung und Evaluierung der 
Arbeitsmarktpolitik am Kriterium erster Arbeitsmarkt 
erscheint daher nicht problemadäquat. Vielmehr ist es 
notwendig, für einen Teil dieser Zielgruppen Arbeits-
marktpolitik auch als Sozialpolitik zu begreifen und diesen 
Aspekt nicht auf Kommunen, Wohlfahrtsverbände etc. im 
Rahmen des BSHG zu beschränken. Damit ist eine Diffe-
renzierung der Zielsetzung nach Zielgruppen angespro-
chen. 
Notwendig erscheint uns daher für bestimmte Problem-
gruppen der schwer- und schwerstvermittelbaren Arbeits-
losen die Etablierung geschützter Arbeitsverhältnisse und/ 
oder die Subventionierung in privatwirtschaftlichen Betrie-
ben auf Dauer, um trotz verbesserter Programmbedingun-
gen für einen Teil der Teilnehmer nicht von vornherein nur 
eine Unterbrechung der Arbeitslosigkeit zu produzieren. 
Dabei soll die primäre Zielsetzung einer Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt nicht aufgegeben werden, sondern es 
bedarf konzeptioneller Überlegungen, wie eine Verbin- 
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dung und Durchlässigkeit zwischen beiden Bereichen sinn-
voll implementiert werden könnte. 
Wir sind uns der Problematik einer stärkeren Verbindung 
der Arbeitsmarkt- mit der Sozialpolitik bewußt. Wir mei-
nen aber, daß die Entwicklungen auf der Angebots- und 
der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes inzwischen keine 
andere Möglichkeit zulassen, soll das Postulat der Wieder-
beschäftigungschancen für einen Teil der Zielgruppen des 
Sonderprogramms tatsächlich Bedeutung haben. Daß 
dagegen keine finanziellen Einwände geltend gemacht wer-
den können, haben inzwischen die verschiedenen Berech-
nungen und Schätzungen über die Kosten der Arbeitslosig-
keit gezeigt. Daß eine solche Orientierung auch eine flexi-
ble Handhabung und Abschaffung von Begrenzungen im 
AFG beinhaltet, sei noch erwähnt (vgl. hierzu z.B. Kühl 
1992, 402 ff.). Möglichen Mitnahmeeffekte sollte nicht 
dadurch begegnet werden, daß dieser Weg nicht beschrit-
ten wird, sondern vielmehr durch entsprechende institutio-
nelle Vorkehrungen und Kontrollen. 
Abschließend möchten wir aber noch darauf hinweisen, 
daß bei allen instrumentellen, institutionellen und finan-
ziellen Verbesserungen und Erweiterungen für schwer- und 
schwerstvermittelbare Arbeitslose die beste Arbeitsmarkt-
politik noch immer darin besteht, das Entstehen von Lang-
zeitarbeitslosigkeit und Schwerstvermittelbarkeit zu ver-
hindern. 

Anhang: Zur Methode der Begleitforschung 
Die Ziel-, Wirkungs- und Implementationsanalyse des Sonderpro-
gramms erfolgte mit statistiseh-quantitativen und mit qualitativen 
Analysemethoden unterschiedlicher Feinheit und Reichweite, 
wodurch es möglich wurde, den Gegenstandsbereich durch ver-
schiedene Perspektiven innerhalb eines „methodischen Drei-
schritts“ zu erfassen: 
1. Dokumentenanalyse und Explorativinterviews 
2. Schriftliche Befragung der Akteure 
3. Tiefeninterviews, fokussierte Interviews sowie ergänzende Be-

tragungen. 

Die Implementationsanalyse erfolgte hauptsächlich in den ersten 
beiden Forschungsschritten. Die Ziel- und Wirkungsanalyse 
wurde primär im zweiten und dritten Schritt vorgenommen. 
Ergänzend erfolgten sekundärstatistische Auswertungen. 
Der erste Forschungsschritt bestand aus einer Dokumentenana-
lyse der Antragsunterlagen und aus Explorativinterviews. Mit 
diesen Verfahren wurde das Untersuchungsfeld strukturiert, 
Handlungsmuster und Kooperationsbereiche der initiierenden, 
beteiligten und betroffenen Akteure identifiziert und Informatio-
nen über die institutionellen Rahmenbedingungen und die inhaltli-
chen Umsetzungen des Sonderprogramms erhoben. 
Dokumentenanalyse und Explorativinterviews bildeten die Basis 
für die Erstellung eines Analyserasters für die schriftliche Befra-
gung, mit denen die forschungsleitenden Fragen operationalisiert 
werden konnten. Es wurden Maßnahmeträger, Mitarbeiter der 
Arbeitsämter, das Stammpersonal (jeweils Totalerhebung) und 

 
s Die von uns mittels der schriftlichen Befragung erhobenen Ergebnisse 

weichen in bestimmten Bereichen von den bei der Bundesanstalt vorlie-
genden Daten ab. Im wesentlichen beziehen sich diese Differenzen auf 
eine unterschiedliche Einordnung der Projekte zu den einzelnen Maßnah-
mearten. Diese Abweichungen sind im wesentlichen auf zwei Gründe 
zurückzuführen. Zum einen gaben die Antragsunterlagen der Projekte 
(auf die sich die Bundesanstalt stützt) in vielen Fällen keine erschöpfende 
Auskunft zu Fragen der inhaltlichen Konzeption. Zum anderen stellten 
wir in den Explorativinterviews fest, daß zunächst als reine Beschäfti-
gungs- oder Qualifikationsmaßnahmen konzipierte Projekte aufgrund der 
vielfältigen Defizite der Teilnehmer ihre ursprüngliche inhaltliche Kon-
zeption revidieren mußten. 

die Maßnahmeteilnehmer (Stichprobe) mit einem jeweils auf das 
spezifische Erfahrungswissen zugeschnittenen Fragebogen inter-
viewt. 
In die schriftliche Befragung wurden alle 123 Arbeitsämter einbe-
zogen, in denen nach unseren Informationen Anträge zum Son-
derprogramm gestellt wurden. Der Rücklauf dieser Befragung lag 
bei 92%. Ebenso wurden alle Maßnahmeträger befragt. Der 
Rücklauf aus der Trägerbefragung betrug ca. 40% (249 Fragebö-
gen). Im Mittelpunkt standen dabei die bewilligten Maßnahmen 
(238 Fragebögen). Ergänzend wurden auch die Träger einbezo-
gen, deren Maßnahmen abgelehnt oder zurückgezogen waren. 
Von allen bis zum 31. 12. 1990 bewilligten Projekten (355) konn-
ten wir mit unserem Fragebogen ca. 65% erfassen8. 
Die Befragung des Anleitungs-, Lehr- und Betreuungspersonals 
erfolgte ebenfalls als Totalerhebung in den laut Antragsunterlagen 
bewilligten Maßnahmen. Insgesamt wurden 1050 Fragebögen ver-
schickt. Der Rücklauf betrug hier 44%. 
Die Auswahl der zu befragenden Maßnahmeteilnehmer erfolgte 
mittels einer proportional geschichteten Stichprobe. Dieses Aus-
wahlverfahren wurde in dem vorliegenden Fall einer Zufallsstich-
probe vorgezogen, da der Stichprobenfehler aufgrund der uns 
bekannten Ungleichverteilung zentraler Merkmalsausprägungen 
begrenzt werden konnte. Als Schichtungskriterien wurden die 
Trägerart und die Maßnahmeart, in der die Teilnehmer sich 
befinden, zugrunde gelegt. Die Befragung der Teilnehmer wurde 
im persönlichen Kontakt mit den Interviewern durchgeführt, 
wodurch die Akzeptanz erhöht und Mißverständnisse sowie Fra-
gen zum Erhebungsinstrument geklärt werden konnten. Insgesamt 
gingen 814 verwertbare Teilnehmerfragebögen bei uns ein. 
Für die multivariaten Berechnungen wurde im wesentlichen die 
Multivariate Klassifikationsanalyse (MCA) herangezogen. Aus-
wertungen mittels Clusteranalyse und log-linearer Methoden 
boten sich z.B. für die Spezifikation von unterschiedlichen Teil-
nehmergruppen in den Maßnahmen an. Aufgrund der Merkmals-
verteilungen erbrachten diese Berechnungen jedoch keine aussa-
gekräftigen Ergebnisse und wurden daher nicht weiter verfolgt. 
Im Rahmen der dritten, qualitativen Forschungsphase sind insge-
samt 101 Interviews mit den verschiedenen Akteuren durchgeführt 
worden: 
- Tiefeninterviews mit Maßnahmeteilnehmern 
- schwach strukturierte Interviews in einigen Arbeitsämtern, mit 

ausgewählten  Maßnahmeträgern  sowie  ausgewähltem  Anlei-
tungs-, Lehr- und Betreuungspersonal. 

Ziel dieser Phase war es, die bisherigen Ergebnisse zu vertiefen, zu 
erweitern, zu spezifizieren und zu überprüfen. Kernstück waren 
die Tiefeninterviews mit Maßnahmeteilnehmern, die inhaltlich 
nicht vorstrukturiert waren und von besonders geschulten Psycho-
logen durchgeführt wurden. 
Zusätzlich führten wir in der dritten Phase der Begleitforschung 
zwei weitere Untersuchungen durch: Eine approximative Ver-
bleibuntersuchung bei Maßnahmeträgern und Arbeitsämtern als 
ergänzende quantitative Bewertung des Integrationserfolges der 
Maßnahmen des Sonderprogramms und eine Nachfrage bei poten-
tiellen Trägern (Wohlfahrtsverbänden, Betrieben, Beschäfti-
gungsinitiativen u.a.) und bei Arbeitsämtern, die sich nicht am 
Sonderprogramm beteiligt haben, um deren Gründe für die Nicht-
beteiligung zu erfassen. 
Die approximative Verbleibuntersuchung erfolgte als Totalerhe-
bung aller bewilligten Maßnahmen und aller beteiligten Arbeits-
ämter, die bereits in der zweiten Phase der Begleitforschung mit 
Hilfe der schriftlichen Befragung untersucht worden waren. Der 
Umfang der approximativen Verbleibuntersuchung bei den Maß-
nahmen lag bei 230 Fragebögen; der Rücklauf betrug 55%. Von 
den 123 angeschriebenen Arbeitsämtern beteiligten sich 74% an 
dieser Befragung. Stichtag für beide Erhebungen war der 31. 7. 
1992. 
Für die Befragung potentieller Maßnahmeträger wurden 50 Insti-
tutionen ausgewählt, die in der Vergangenheit arbeitsmarktpoli-
tisch aktiv waren, sich am Sonderprogramm jedoch nicht beteilig- 
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ten. Der Rücklauf dieser Befragung lag bei 34%. Die hier erzielte 
relativ niedrige Rücklaufquote beruht sicherlich auf dem mangeln-
den Interesse zur Mitarbeit dieser Träger an einer Begleitfor-
schung, ohne gleichzeitig eine aktive Rolle als Akteur des Sonder-
programms zu spielen. Von den 16 bis Ende 1990 nicht am 
Sonderprogramm beteiligten Arbeitsämter beantworteten alle den 
Fragebogen. 
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